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Bericht der Geschäftsführung.

der vorliegende Jahresbericht informiert Sie ausführlich über die Entwicklung Ihres BW Zielfonds 2030 für den 

Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017.

Die Kapitalmärkte und die Realwirtschaft setzten in den vergangenen zwölf Monaten die seit mehr als einem Jahr 

andauernde starke Erholung fort. In einem Umfeld, das von einem weiter synchron verlaufenden kräftigen Auf-

schwung in den reiferen und einem weitgehend soliden Wachstum in den aufstrebenden Volkswirtschaften ge-

prägt war, lagen die Wirtschaftsbarometer weit im expansiven Bereich. Die liquiditätsgetriebene Suche nach aus-

kömmlichen Renditen und steigende Unternehmensgewinne überdeckten bestehende geldpolitische Risiken. 

Trotz verschiedener Maßnahmen einiger der wichtigsten Zentralbanken, die akkommodierende Geldpolitik behut-

sam zurückzuschrauben, blieb der Inflationsdruck aus, was das bestehende Goldilocks-Szenario stützte. 

Auf dem Anleihemarkt bewegte sich die Rendite 10-jähriger US-Treasuries im Jahr 2017 zwischen 2,0 Prozent und 

2,6 Prozent. Nach einem Hoch im März ging die Rendite im zweiten und dritten Quartal spürbar zurück, bevor sie 

bis Ende Dezember wieder auf ihr Ausgangsniveau von 2,4 Prozent anstieg. Laufzeitgleiche deutsche Bundesan-

leihen tendierten in den vergangenen zwölf Monaten unter Schwankungen leicht aufwärts, die Rendite lag zum 

Jahresende bei 0,4 Prozent.

Die überwiegende Mehrheit der Aktienmärkte weltweit wies stichtagsbezogen kräftige Kurssteigerungen auf. 

 Dabei erzielten einige Indizes neue Rekordmarken. Besonders kräftige Zuwächse von mehr als 28 Prozent bzw. 

25 Prozent wiesen in den USA der Nasdaq Composite sowie Dow Jones Industrial Average auf. Während auch in 

Asien Zugewinne in dieser Größenordnung erzielt wurden, fielen die Kursaufschläge in Europa (EURO STOXX 50 

plus 6,5 Prozent) und auch Deutschland (plus 12,5 Prozent) moderater aus.

In diesem Marktumfeld verzeichnete Ihr BW Zielfonds 2030 eine Wertentwicklung von plus 9,2 Prozent. Gerne 

nehmen wir die Gelegenheit zum Anlass, um Ihnen für das uns entgegengebrachte Vertrauen zu danken.

Ferner möchten wir Sie darauf hinweisen, dass Änderungen der Vertragsbedingungen des Sondervermögens so-

wie sonstige wichtige Informationen an die Anteilinhaber im Internet unter www.deka.de bekannt gemacht wer-

den. Darüber hinaus finden Sie dort ein weitergehendes Informations-Angebot rund um das Thema „Investment-

fonds“ sowie monatlich aktuelle Zahlen und Fakten zu Ihren Fonds.

Mit freundlichen Grüßen

Deka Investment GmbH

Die Geschäftsführung

Stefan Keitel (Vorsitzender) Thomas Ketter Dr. Ulrich Neugebauer

Michael Schmidt Thomas Schneider Steffen Selbach

Sehr geehrte Anlegerinnen, 
sehr geehrte Anleger, 
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Entwicklung der Kapitalmärkte.

Überschwang und Höhenrausch.

Für die Kapitalmarktteilnehmer verlief das Berichtsjahr 

außerordentlich erfreulich. So konnten Aktienanleger 

auf Jahressicht deutliche Gewinne erzielen und auch 

makroökonomisch betrachtet ging es aufwärts: Die 

Auslastungsgrade der Volkswirtschaften nahmen zu, 

die Unternehmensgewinne sprudeln und die Arbeitslo-

sigkeit sank fast überall spürbar. Mit dem Beginn der 

Präsidentschaft von Donald Trump ging es an den US-

Börsen kontinuierlich nach oben. Vollmundige Ankün-

digungen und fiskalpolitische Vorschusslorbeeren nähr-

ten die Hoffnung auf eine klare wirtschaftsfreundliche 

Linie. Auch die politische Hemdsärmeligkeit und un-

nötig lautes Säbelrasseln etwa gegenüber Nordkorea 

konnten den Aufwärtstrend nicht nachhaltig trüben. 

 

 

Nominaler Notenbankzins
Euroland vs. USA

In %

– Euroland (EZB) – USA (Fed)

Quelle: Bloomberg
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Die gesamtwirtschaftlichen Bedingungen haben sich 

weiter verbessert. Der Aufschwung weitete sich aus 

und beschleunigt sich. Vor allem blieb die Inflation – 

der Fixstern der Zentralbanken – außerordentlich nied-

rig. Gleichzeitig nahm die Risikobereitschaft der Anle-

ger  weiter zu. Die wichtigsten Börsenindizes näherten 

sich Rekordmarken oder übertrafen diese noch. Die Ri-

sikoaufschläge auf Unternehmensanleihen sanken wei-

ter. Die Renditeaufschläge von Staatsanleihen aufstre-

bender Volkswirtschaften folgten in abgemilderter 

Form diesem Trend. Gleichzeitig erreichten Kreditaus-

fallversicherungen (Credit Default Swaps) auf Staats-

titel der Emerging Markets den tiefsten Stand seit der 

Finanzkrise. 

Diese Überschwänglichkeit, die an den Märkten herrscht, 

würde nicht überraschen, hätte die  Federal Reserve 

nicht zugleich ihre geldpolitischen Zügel gestrafft. 

Aber trotz Ankündigung und des Beginns der Bilanzre-

duzierung sanken die Laufzeitprämien weiter, d. h., die 

Finanzierungsbedingungen blieben nahezu unverän-

dert. Dies steht in deutlichem Widerspruch zu früheren 

Straffungsphasen, die einem anderen Reak tionsmuster 

verpflichtet waren: Die langfristigen Zinsen steigen 

stark an, die Zinsstrukturkurve wird steiler, die Vermö-

genspreise fallen und die Renditeaufschläge für Corpo-

rate Bonds weiten sich aus. Vor diesem Hintergrund 

mehren sich auch die Stimmen, die davor warnen, dass 

die  bewusste Inkaufnahme höheren Risiken die Gren-

zen zur Sorglosigkeit verschwimmen lasse.

Die Wirtschaft in Deutschland ist im Jahr 2017 nach 

bisherigen Angaben um 2,3 Prozent gewachsen. Auch 

Deutschlands Exporte haben im vergangenen Jahr ei-

nen Rekordwert erreicht. Flankiert wurde diese Ent-

wicklung über weite Strecken von einer geringen Infla-

tion, steigender Beschäftigung, einem steigenden Brut-

toinlandsprodukt (BIP) sowie niedrigen Zinsen. Die hohe 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und 

die Leistungsbilanzüberschüsse sind allerdings den 

USA wie auch verschiedenen EU-Staaten schon seit 

Längerem ein Dorn im Auge. Exportabhängige Unter-

nehmen registrierten daher mit einiger Sorge den pro-

tektionistischen Habitus des US-Präsidenten. Deutsch-

land erlebt den längsten Aufschwung seit Beginn der 

Europäischen Währungsunion, entsprechend positiv 

präsentierte sich die Stimmung in der deutschen Wirt-

schaft. 

Die Konjunktur in Euroland überzeugte ebenfalls im 

Jahresverlauf. Das Bruttoinlandsprodukt zog in den 

letzten vier Quartalen um jeweils mehr als 0,6 Prozent-

punkte im Vergleich zum Vorquartal an. Erfreulich ist 
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hier vor allem die breite Wachstumsbasis in der Länder-

aufteilung. Insgesamt steuert das Euro-Währungsge-

biet auf das beste Konjunkturjahr seit zehn Jahren zu.

In den USA ist der Wachstumstrend ebenfalls weiterhin 

robust, die Wirtschaft befindet sich auch dort auf soli-

dem Expansionskurs. Das unterstreichen die Zahlen 

zum BIP für das dritte Quartal, das auf das Gesamtjahr 

2017 hochgerechnet um 3,0 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr angestiegen ist. Vor allem die Konsumausga-

ben zeigen weiterhin eine erfreuliche Beständigkeit. 

Der ISM-Index für das verarbeitende Gewerbe ver-

zeichnete zum Jahresende einen erneuten Anstieg und 

 signalisiert weiterhin eine sehr hohe wirtschaftliche 

Wachstumsdynamik. Auch exogene Unsicherheitsfak-

toren wie der Konflikt  zwischen den USA und Nordko-

rea, die autokratischen Tendenzen in der Türkei oder 

die Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens konn-

ten das Wirtschaftsvertrauen nicht eintrüben.

In diesem Umfeld hat sich die geldpolitische  Divergenz 

zwischen den USA und Europa weiter vertieft. Schon 

Ende 2015 hatte die Fed den ersten behutsamen Schritt 

auf dem Weg hin zur geldpolitischen Normalisierung 

vollzogen, dem sich bis Dezember 2017 insgesamt vier 

weitere Zinsschritte zu je 25 Basispunkten anschlos-

sen. Zudem hat die Fed im Oktober damit begonnen, 

ihre Bilanzsumme zu reduzieren, und damit einen Mei-

lenstein in der Straffung der Geldpolitik erreicht. Die 

EZB behielt dagegen angesichts niedriger Teuerungs-

raten ihre expansive Marschrichtung bei und weitet 

ihre Staatsanleihekäufe sogar noch weiter aus: Ab Ja-

nuar 2018 wird die Zentralbank monatlich Wertpapiere 

für 30 Milliarden Euro erwerben und dies bis mindes-

tens September 2018 fortführen. Eine baldige Anhe-

bung der Leitzinsen für Euroland ist daher nicht zu er-

warten.

Aktienmärkte in 
 Champagnerlaune.

Das Gros der Aktienmärkte weltweit zog im Jahr 2017 

auf breiter Front an. Dazu trug neben dem konjunktu-

rellen Optimismus nicht zuletzt auch die Erwartung 

fiskalpolitischer Stimuli und Deregulierungsmaßnah-

men im US-Bankensektor bei. In der ersten Jahreshälfte 

2017 legten die Kurse spürbar zu. Nach einer begrenz-

ten Korrekturphase an den europäischen Börsen in den 

Sommermonaten konnten die Märkte ab September 

wieder erhebliche Aufschläge verzeichnen, sodass ei-

nige Aktienindizes sogar neue Rekordmarken erreich-

ten. Zum Jahresende nahm der Dow Jones Industrial 

Average dann sogar die Marke von 25.000 Indexpunk-

ten in Angriff.

Weltbörsen im Vergleich

Index: 31.12.2016 = 100

– Dow Jones Industrial – EURO STOXX 50
– Nikkei 225

Quelle: Bloomberg
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In den USA verbuchten der Nasdaq Composite mit 

28,2 Prozent und der Dow Jones Industrial mit 

25,1 Prozent kräftige Zugewinne, der marktbreite 

S&P 500 kletterte um 19,4 Prozent. In Euroland verlief 

die Kursentwicklung auf Jahressicht moderater und   

mit leichten Einbußen in den letzten beiden Berichts-

monaten. Der EURO STOXX 50 beschloss das Jahr 2017 

mit einem Plus von 6,5 Prozent. Erfolgreicher präsen-

tierten sich die deutschen Standardwerte im DAX, die 

ein Plus von 12,5 Prozent erzielten. Ähnlich hoch fielen  

die Ergebnisse in Italien (FTSE MIB plus 13,6 Prozent), 

 Spanien (IBEX 35 plus 7,4 Prozent) und der Schweiz 

(SMI plus 14,4 Prozent) aus. 
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Unter Branchengesichtspunkten gerieten in Europa – 

gemessen am STOXX Europe 600 – Aktien aus den Be-

reichen Medien, Einzelhandel und Telekommunikation 

ins Hintertreffen und verzeichneten Kursverluste, wäh-

rend im Gegenzug die Branchen Technologie und 

Grundstoffe (jeweils plus 19,3 Prozent) sowie Finanz-

dienstleister (plus 17,1 Prozent) überdurchschnittlich 

zulegen konnten.

In Japan stieg das BIP im dritten Quartal 2017 mit 

0,3 Prozentpunkten gegenüber dem Vorquartal. Es war 

bereits das siebte Quartal in Folge, in dem die fernöst-

liche Volkswirtschaft ein Wachstum aufwies. Für japa-

nische Verhältnisse ist dies nach Jahren der Stagnation 

ein beachtlicher Erfolg. Japanische Aktien spiegelten 

mit einem Plus von 19,1 Prozent (Nikkei 225) diese po-

sitive Entwicklung wider. 

Auch die Stimmung für Schwellenländeraktien verbes-

serte sich im Laufe des Berichtszeitraums. Zuletzt 

überraschten die Zahlen für das Bruttoinlandsprodukt 

einiger asiatischer Staaten im dritten Quartal positiv. 

Das globale Wachstumsumfeld zeigt sich darüber hin-

aus stark genug, um Staatsfinanzen und Unterneh-

mensergebnisse zu stützen. Doch erschien die Dyna-

mik nicht so substanziell, dass es die Zentralbanken zu 

einer schnelleren geldpolitischen Straffung veranlasst 

hätte. Das Risiko eines globalen Handelskriegs hat in-

des abgenommen, nachdem US-Präsident Trump von 

einer Grenzausgleichsteuer im Prinzip abgerückt ist. 

Vor diesem Hintergrund verzeichneten Schwellenlän-

deraktien – gemessen am MSCI Emerging Markets – 

eine Wertsteigerung um 17,9 Prozent auf Euro-Basis.

Rentenmärkte ohne  
klare Richtung.

Die Rendite deutscher Bundesanleihen zog von äußerst 

niedrigem Niveau kommend im Berichtsjahr leicht an. 

Gemessen am eb.rexx Government Germany Overall 

verbuchten entsprechende  Papiere im Jahr 2017 einen 

Kursrückgang um 3,2 Prozent. Die Rendite 10-jähriger 

Bundesanleihen lag Anfang Januar 2017 bei 0,2 Pro-

zent und bewegte sich in der Folge unter Schwankun-

gen im Bereich zwischen 0,2 Prozent und 0,6 Prozent. 

Zum Stichtag rentierten deutsche Bundesanleihen mit 

0,4 Prozent.

Ein ähnliches Bild ergab sich bei laufzeitgleichen US-

Treasuries. Vom Ausgangsniveau bei 2,4 Prozent stieg 

die Rendite zunächst bis auf 2,6 Prozent an. Ab Mitte 

März schwächte sich der Trend ab und die Renditeent-

wicklung mündete in eine breite Seitwärtsbewegung. 

Zuletzt rentierten 10-jährige US-Staatsanleihen bei 

2,4 Prozent und damit per saldo unverändert.

An den Kreditmärkten wurden die europafreundlichen 

Wahlausgänge in den Niederlanden und Frankreich mit 

Erleichterung aufgenommen. Nach dem Wahlsieg Em-

manuel Macrons und der Erkenntnis, dass viele der 

protektionistischen Drohungen Trumps kaum reale 

Auswirkungen haben, kamen die Renditeaufschläge 

auf Unternehmensanleihen nochmals spürbar zurück. 

Auch die Anleihekäufe der EZB, wenngleich zuletzt in 

etwas geringerem Umfang, unterstützten weiterhin 

den Markt. Jenseits des Atlantiks erreichte der US High 

Yield Index den niedrigsten Stand seit der Finanzkrise 

2008. Insgesamt traf der Absatz von risikoreicheren 

Schuldtiteln auf eine hohe Nachfrage, was auch in der 

über das Jahr fallenden impliziten Volatilität der Anlei-

herenditen zum Ausdruck kam. 

Am Devisenmarkt notierte der US-Dollar Anfang Januar 

2017 vor dem Hintergrund von Spekulationen über 

weitere Zinserhöhungen in den USA auf dem höchsten 

Stand seit 14 Jahren bei 1,04 US-Dollar/Euro. Dieses Ni-

veau konnte der Greenback im Anschluss jedoch nicht 

halten. Stattdessen legte der US-Dollar den Rückwärts-

gang ein und büßte seit dem zweiten Quartal signifi-

kant gegenüber dem Euro an Wert ein. Als mögliche 

Ursachen für die Abwertung von mehr als 15 Prozent 

wurden u. a. die politischen Wirren in den USA mit der 
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einem schwächeren ersten Halbjahr im Juni im Tief  

bei 45 US-Dollar, erzielte im Anschluss jedoch – unter-

stützt vom nachgebenden US-Dollar – deutliche Zu-

wächse und beendete den Berichtszeitraum bei 67 US-

Dollar.

hohen Personalfluktuation im Weißen Haus angeführt. 

Aber auch die Enttäuschung über die sehr verhaltene 

geldpolitische Straffung durch die Fed dürfte Anteil an 

der schwachen Wertentwicklung der US-Leitwährung 

gehabt haben. 

Die EZB unterstützte mit ihrem Vorgehen den Euro-

Aufschwung, indem sie ankündigte, im Herbst 2017 

 einen dezidierten Plan zum Ausstieg aus der extrem 

lockeren Geldpolitik vorlegen zu wollen. Auf die Ende 

Oktober veröffentlichte EZB-Entscheidung, die Höhe 

der monatlichen Anleihekäufe zwar zu reduzieren, 

dies jedoch andererseits für längere Zeit beibehalten 

zu wollen, reagierte der Euro zunächst mit leichten 

Verlusten. Zum Stichtag lag der Wechselkurs dann mit 

knapp über 1,20 US-Dollar/Euro wieder in unmittelba-

rer Nähe des Jahreshöchststandes.

 Rendite 10-jähriger Staatsanleihen
USA vs. Euroland

In %

– Euroland – USA

Quelle: Bloomberg
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Nach Durchschreiten der Talsohle im Jahr 2016 konn-

ten die Rohstoffpreise im zurückliegenden Jahr weite-

ren Boden gutmachen. Die gute Weltkonjunktur hat die 

Rohstoffnotierungen insbesondere in der zweiten Jah-

reshälfte in die Höhe getrieben. Nach dem Rohstoff-

index des Hamburgischen WeltWirtschaftsInstituts 

(HWWI) verteuerten sich vor allem Energierohstoffe, 

die von der Industrie für die Fertigung benötigt wer-

den, wie auch Metalle. Öl der Sorte Brent notierte nach 
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Das Anlageziel des BW Zielfonds 2030 ist der mittel- 

bis langfristige Kapitalzuwachs durch ein breit ge-

streutes Anlageportfolio sowie eine positive Entwick-

lung der Kurse der im Sondervermögen enthaltenen 

Vermögenswerte. Die Laufzeit des Fonds endet am 

31. Dezember 2030. Im Rahmen eines vorgegebenen 

Umschichtungspfades erfolgt eine fortlaufende Anpas-

sung der Fondszusammensetzung von anfangs haupt-

sächlich chancenorientierten Anlagen in Aktien und 

 Alternative Investments hin zu wertstabileren Anlagen 

in Renten, Geldmarkt und Liquidität gegen Ende der 

Laufzeit. Der Fonds erwirbt Anteile an anderen in- und 

ausländischen Investmentfonds. Es handelt sich dabei 

um Fonds der Deka-Gruppe und Fonds anderer Kapi-

talanlagegesellschaften. Der Fonds legt mindestens 

25 Prozent seines Wertes in Kapitalbeteiligungen i.S.d. 

§ 2 Abs. 8 InvStG an.

Hoher Wertzuwachs.

Im Berichtszeitraum sorgten umsichtig agierende 

 Notenbanken, die globale Konjunkturbeschleunigung 

und überraschend niedrige Inflationsraten für ein ten-

denziell freundliches Kapitalmarktumfeld.

Der überwiegende Teil des Fondsvolumens wurde in 

Aktienfonds investiert. Im Rahmen des vorgesehenen 

Umschichtungskonzeptes verringerte das Management 

den Aktienfondsanteil auf rund 75 Prozent zum Stich-

tag.

Mit Blick auf die Länderallokation lag der Anlage-

schwerpunkt in dem weltweit ausgerichteten Aktien-

segment auf Europa und den USA. Darüber hinaus 

 fanden Schwellenländerregionen (Emerging Markets) 

Berücksichtigung. Zur weiteren Diversifikation wurden 

Positionen in Branchen- und Rohstofffonds beige-

mischt. 

Jahresbericht 01.01.2017 bis 31.12.2017
BW Zielfonds 2030
Tätigkeitsbericht.

Übersicht der Anlagegeschäfte
BW Zielfonds 2030 im Berichtszeitraum

Wertpapier-Käufe in Euro

Renten 0

Rentenartige Wertpapiere und Rentenfonds 1.320.482

Aktien 0

Aktienartige Wertpapiere und Aktienfonds 5.599.589

Sonstige Wertpapiere und Fonds 443.216

Gesamt 7.363.287

Wertpapier-Verkäufe

Renten 0

Rentenartige Wertpapiere und Rentenfonds 360.620

Aktien 0

Aktienartige Wertpapiere und Aktienfonds 6.549.881

Sonstige Wertpapiere und Fonds 587.080

Gesamt 7.497.581

Veräußerungsergebnisse 
BW Zielfonds 2030
01.01.2017 – 31.12.2017

Realisierte Gewinne aus: in Euro

Renten und Zertifikaten 0,00

Aktien 0,00

Zielfonds und Investmentvermögen 909.228,53

Optionen 0,00

Futures 0,00

Swaps 0,00

Metallen und Rohstoffen 0,00

Devisentermingeschäften 0,00

Devisenkassageschäften 0,00

Sonstigen Wertpapieren 0,00

Summe 909.228,53

Realisierte Verluste aus: in Euro

Renten und Zertifikaten 0,00

Aktien 0,00

Zielfonds und Investmentvermögen -64.424,87

Optionen 0,00

Futures 0,00

Swaps 0,00

Metallen und Rohstoffen 0,00

Devisentermingeschäften -270,69

Devisenkassageschäften -5.553,56

Sonstigen Wertpapieren 0,00

Summe -70.249,12
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In Rentenfonds waren zuletzt 4,6 Prozent des Fonds-

vermögens investiert. Darüber hinaus fanden gemischte 

Wertpapierfonds bzw. Absolute Return-Fonds Berück-

sichtigung. Die verbliebenen freien Mittel investierte 

das Management in größerem Umfang in schwankungs-

arme Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds. 

Im Folgenden werden wesentliche Risiken und wirt-

schaftliche Unsicherheiten erläutert:

Die Vermögensgegenstände, in die die Gesellschaft 

für Rechnung des Fonds investiert, sind Risiken aus-

gesetzt. So können Wertverluste auftreten, indem 

der Marktwert der Vermögensgegenstände fällt oder 

Kassa- und Terminpreise sich unterschiedlich entwi-

ckeln.

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzpro-

dukten hängt insbesondere von der Entwicklung der 

Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen 

Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen 

und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen 

Ländern beeinflusst wird (Marktrisiken).

Die Risiken von Investmentanteilen, die für einen 

Fonds erworben werden (so genannte „Zielfonds“), ste-

hen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in 

diesen Zielfonds enthaltenen Vermögensgegenstände 

und der verfolgten Anlagestrategien. Das Engagement 

in Investmentanteilen ist somit marktüblichen und spe-

BW Zielfonds 2030

Wichtige Kennzahlen 
BW Zielfonds 2030

1 Jahr 3 Jahre 5 Jahre

Performance* 9,2% 6,3% 8,3%

Gesamtkostenquote 2,51 % 

ISIN DE000DK0ECQ6

*  p.a. / Berechnung nach BVI-Methode. Die bisherige 
 Wertentwicklung ist kein  verlässlicher Indikator für die 
künftige Wertentwicklung

BW Zielfonds 2030

A

B

C

D

E

F

Aktienfonds 75,3 %

Rentenfonds  4,6 %

Gemischte Wertpapierfonds 2,9 %

Rohstofffonds 2,1 %

Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds 13,7 %

Barreserve, Sonstiges 1,4 %

F
E

D
C

B

A

Geringfügige Abweichungen zur Vermögensaufstellung des Berichts resultieren aus der Zuordnung von Zins- 

und Dividendenansprüchen zu den jeweiligen Wertpapieren sowie aus rundungsbedingten Differenzen.
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BW Zielfonds 2030

zifischen Risiken unterworfen. Da die Manager der ein-

zelnen Zielfonds voneinander unabhängig handeln, 

kann es vorkommen, dass mehrere Zielfonds gleiche 

Engagements tätigen. Hierdurch können sich beste-

hende Risiken kumulieren.

Vermögenswerte des Fonds können in einer anderen 

Währung als der Fondswährung angelegt sein. Der 

Fonds erhält die Erträge, Rückzahlungen und Erlöse 

aus solchen Anlagen in der anderen Währung. Fällt der 

Wert dieser Währung gegenüber der Fondswährung, so 

reduziert sich der Wert solcher Anlagen und somit 

auch der Wert des Fondsvermögens.

Die Veräußerbarkeit von Vermögenswerten kann po-

tenziell eingeschränkt sein (Liquiditätsrisiko). Dies 

kann beispielsweise dazu führen, dass gegebenenfalls 

das investierte Kapital oder Teile hiervon für unbe-

stimmte Zeit nicht zur Verfügung stehen. Durch eine 

beeinträchtigte Liquidität von Vermögensgegenstän-

den könnten zudem der Nettoinventarwert des Fonds 

und damit der Anteilwert sinken. Bei dem Sonderver-

mögen manifestierten sich im Berichtszeitraum keine 

wesentlichen Liquiditätsrisiken.

Unter operationellen Risiken versteht man die Gefahr 

von unmittelbaren und mittelbaren Verlusten, die in-

folge der Unangemessenheit oder des Versagens von 

internen Verfahren, Menschen und Systemen oder von 

externen Ereignissen eintreten. Zur Bewertung und 

Vermeidung operationeller Risiken führt die Gesell-

schaft detaillierte Risikoüberprüfungen durch. Operati-

onelle Risiken haben sich im Berichtszeitraum nicht 

verwirklicht.

In der Berichtsperiode vom 1. Januar 2017 bis zum 

31. Dezember 2017 betrug die Wertentwicklung des 

BW Zielfonds 2030 plus 9,2 Prozent. Der Anteilpreis 

betrug zum Ende des Berichtsjahres 48,76 Euro.

Der Jahresbericht muss zusätzliche, während des ab-

gelaufenen Geschäftsjahres eingetretene wesentliche 

Änderungen der im Verkaufsprospekt aufgeführten In-

formationen enthalten. Im Berichtszeitraum gab es 

keine wesentlichen Änderungen im Sinne der im Arti-

kel 105 Abs. 1c) der Verordnung (EU) Nr. 231/2013 in 

Verbindung mit Artikel 23 der Richtlinie 2011/61/EU 

genannten Informationen.

Wertentwicklung 01.01.2017 – 31.12.2017
BW Zielfonds 2030

Index: 31.12.2016 = 100

Darstellung der Fondswertentwicklung auf Basis 
der Rücknahmepreise.
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Gliederung nach Anlageart - Land Kurswert % des Fonds-
 in EUR  vermögens *)
I. Vermögensgegenstände  
1. Investmentanteile 11.732.645,03 84,97
Deutschland 2.438.868,56 17,67
Großbritannien 432.784,42 3,13
Irland 1.391.474,94 10,08
Luxemburg 7.469.517,11 54,09
2. Bankguthaben, Geldmarktpapiere, Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds 2.089.210,53 15,14
II. Verbindlichkeiten -15.813,20 -0,11
III. Fondsvermögen 13.806.042,36 100,00 

Gliederung nach Anlageart - Währung Kurswert  % des Fonds-
 in EUR  vermögens *)
I. Vermögensgegenstände  
1. Investmentanteile 11.732.645,03 84,97
EUR 8.597.531,78 62,28
USD 3.135.113,25 22,69
2. Bankguthaben, Geldmarktpapiere, Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds 2.089.210,53 15,14
II. Verbindlichkeiten -15.813,20 -0,11
III. Fondsvermögen 13.806.042,36 100,00
  
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den Prozent-Anteilen sind möglich.  

BW Zielfonds 2030
Vermögensübersicht zum 
31. Dezember 2017.
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ISIN Gattungsbezeichnung Markt Stück bzw. Bestand Käufe/ Verkäufe/ Kurs Kurswert % des
 Anteile 31.12.2017 Zugänge Abgänge in EUR Fondsver-
 bzw. Whg. im Berichtszeitraum mögens *)
Wertpapier-Investmentanteile         11.732.645,03 84,97
KVG-eigene Wertpapier-Investmentanteile         1.095.215,34 7,93
EUR         1.095.215,34 7,93
DE0008474503 DekaFonds CF   ANT 4.659 2.225 3.150 EUR 115,860 539.791,74 3,91
DE0009771964 LBBW Exportstrategie Deutschland    ANT 6.810 5.250 6.300 EUR 81,560 555.423,60 4,02
Gruppeneigene Wertpapier-Investmentanteile         1.145.962,44 8,29
EUR         1.145.962,44 8,29
LU0107368036 Deka-BasisStrategie Renten CF   ANT 1.610 0 0 EUR 106,360 171.239,60 1,24
LU0368601893 Deka-Europa Aktien Spezial I (A)   ANT 2.404 125 250 EUR 178,210 428.416,84 3,10
LU0052859252 DekaLuxTeam-Aktien Asien CF   ANT 378 0 70 EUR 717,000 271.026,00 1,96
LU1138302986 Deka-USA Aktien Spezial I   ANT 1.850 0 200 EUR 148,800 275.280,00 1,99
Gruppenfremde Wertpapier-Investmentanteile         9.491.467,25 68,75
EUR         6.356.354,00 46,06
LU0836079631 AGIF-All.Merger Arbitrage Str.  I   ANT 89 0 0 EUR 1.060,880 94.418,32 0,68
LU0093502762 BGF - Euro-Markets Fund Act. Nom. Cl.A 2   ANT 16.070 800 3.400 EUR 30,240 485.956,80 3,52
LU0438336421 BlackRock Str.F-Fxd Inc.Str.Fd Act. Nom. D   ANT 1.659 225 0 EUR 125,640 208.436,76 1,51
LU0329760770 De.Inv.I-Global Infrastructure  LC   ANT 1.900 0 0 EUR 138,380 262.922,00 1,90
DE0008490962 DWS Deutschland  LC   ANT 2.263 1.315 500 EUR 249,340 564.256,42 4,10
LU0961411492 Falcon-12-Fal.Insu.Lin.Strat.  T   ANT 1.100 0 0 EUR 108,780 119.658,00 0,87
LU0122612848 Fr.Temp.Inv.Fds-F.Europ.Grwth 

Namens-Ant. A (acc.)   ANT 23.749 1.100 1.000 EUR 16,780 398.508,22 2,89
LU0386383433 Investec Gl.St.-European Equi. Act. Nom. I Acc. ANT 13.700 15.500 1.800 EUR 30,240 414.288,00 3,00
IE00B5BMR087 iShs VII-Core S&P 500 U.ETF Reg.Shares (Acc) ANT 2.670 200 430 EUR 216,750 578.722,50 4,20
LU0011889846 Jan.Hend.Hor.-JHH Euroland 

Actions Nom. A2 (Acc.)   ANT 9.540 400 1.190 EUR 50,710 483.773,40 3,50
LU0490786174 Jan.Hend.-J.H.UK Abs.Return 

Actions Nom.R Acc.Hdgd   ANT 28.500 28.500 0 EUR 7,067 201.406,65 1,46
DE0009780411 LBBW Dividenden Strat.Euroland  R   ANT 9.792 5.500 6.755 EUR 49,950 489.110,40 3,54
DE000A0NAUG6 LBBW Rohstoffe 1  R   ANT 9.140 1.450 700 EUR 31,760 290.286,40 2,10
LU1162198839 LFIS Vision UCITS - Premia Actions Nom. IS   ANT 175 175 0 EUR 1.163,700 203.647,50 1,48
LU0219424305 MFS Mer.-Europ. Small.Cos Fd 

Bearer Shares Cl.I1   ANT 920 0 60 EUR 383,110 352.461,20 2,55
LU0263854407 Partn.Grp.Lis.Inv.-Lis.Infra. Inh-Ant.(I-Dist.)   ANT 1.560 0 0 EUR 158,120 246.667,20 1,79
LU0835722215 RAM(L)SYST.FD.-Emerg.Mkts.Equ.  LP   ANT 1.901 0 90 EUR 205,210 390.104,21 2,83
LU0951570844 Schroder GAIA-Schr.GAIA Cat Bd 

Reg.Acc.Shs F Hed.   ANT 120 0 0 EUR 1.157,880 138.945,60 1,01
GB0002771383 Threadn.Inv.Fds-Euro.Sm.Cos Fd 

Namens-Ant. R Acc   ANT 44.300 52.000 7.700 EUR 9,769 432.784,42 3,13
USD         3.135.113,25 22,69
LU0683600562 AB SICAV I-Select US Equ.Ptf. 

Actions Nom. A Acc.   ANT 20.620 900 2.200 USD 32,550 560.836,43 4,06
LU0788520384 AGIF-Allianz Best Sty. US Eq.  WT   ANT 320 330 360 USD 2.108,660 563.836,39 4,08
IE0033609615 AXA Rosenb.Eq.A.Tr.-US E.I.E.A 

Reg.Shares Cl.A  ANT 20.000 20.600 21.855 USD 33,160 554.167,54 4,01
LU0862795688 FAST - Asia Fund  Y Acc.   ANT 1.760 0 165 USD 170,760 251.128,14 1,82
LU0650957938 FAST - Emerging Markets Fund  A   ANT 2.750 0 460 USD 166,510 382.621,68 2,77
IE00B8H6X308 Hermes IF-H.Asia Ex-Jap.Equ.Fd 

Reg.Shs F Acc.  ANT 85.080 0 17.500 USD 3,637 258.584,90 1,87
LU0325074259 JPMorgan-Highbridge US STEEP 

A.N.JPM-HUS A  ANT 31.700 24.300 23.900 USD 21,290 563.938,17 4,08
Summe Wertpapiervermögen       EUR  11.732.645,03 84,97
          
Bankguthaben, Geldmarktpapiere, 
Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds          
Bankguthaben          
EUR-Guthaben bei der Verwahrstelle          
DekaBank Deutsche Girozentrale  EUR 164.107,25   % 100,000 164.107,25 1,19
Guthaben in Nicht-EU/EWR-Währungen          
DekaBank Deutsche Girozentrale  JPY 252.965,00   % 100,000 1.877,29 0,01
DekaBank Deutsche Girozentrale  USD 45.547,20   % 100,000 38.059,08 0,28
Summe Bankguthaben       EUR  204.043,62 1,48
Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds          
Gruppeneigene Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds        1.885.166,91 13,66
LU0230155797 Deka-Cash    ANT 38.169 26.179 7.300 EUR 49,390 1.885.166,91 13,66
Summe Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds       EUR  1.885.166,91 13,66
Summe der Bankguthaben, Geldmarktpapiere, 
Geldmarkt- und geldmarktnahen Fonds       EUR  2.089.210,53 15,14
          
Sonstige Verbindlichkeiten          
Allgemeine Fondsverwaltungsverbindlichkeiten   EUR -15.813,20     -15.813,20 -0,11
Summe Sonstige Verbindlichkeiten       EUR  -15.813,20 -0,11
          
Fondsvermögen       EUR  13.806.042,36 100,00
Umlaufende Anteile       STK  283.169 
Anteilwert       EUR  48,76 
          
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den Prozent-Anteilen sind möglich.
          

BW Zielfonds 2030
Vermögensaufstellung zum 
31. Dezember 2017.
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Devisenkurs(e) bzw. Konversionsfaktor(en) (in Mengennotiz) per 29.12.2017    
Vereinigte Staaten, Dollar (USD) 1,19675 = 1 Euro (EUR) 
Japan, Yen (JPY) 134,75000 = 1 Euro (EUR)   
    

Während des Berichtszeitraumes abgeschlossene Geschäfte, soweit sie nicht mehr in der Vermögensaufstellung erscheinen:
 - Käufe und Verkäufe in Wertpapieren, Investmentanteilen und Schuldscheindarlehen (Marktzuordnung zum Berichtsstichtag):

ISIN Gattungsbezeichnung Stück bzw. Käufe/ Verkäufe/
  Anteile bzw. Zugänge Abgänge
  Nominal in Whg.
Wertpapier-Investmentanteile   
Gruppenfremde Wertpapier-Investmentanteile   
EUR    
LU0982019803 AGIF-Allianz Best Sty. US Eq. Inh. Anteile WT (H) ANT 400 400
IE00BD008T51 AXA Rosenb.Eq.A.Tr.-US E.I.E.A Reg.Acc.Shs A Hed. ANT 41.600 41.600
LU0529497777 GAM Multist.-Abs.Ret.Eur.Eq. Act.au Porteur C Cap. ANT 150 1.645
DE000A0F5UK5 iSh.ST.Eu.600 Bas.Res.U.ETF DE Inhaber-Anlageakt. ANT 8.000 8.000
IE00B6R52036 iShsV-Gold Producers.UCITS ETF Reg.Shares (Acc) ANT 0 19.460
LU0289089384 JPMorgan-Europe Equ.Plus Fd AN.JPM-Eo.E.P.A(pr) ANT 0 26.479
LU0325074689 JPMorgan-Highbridge US STEEP AN.JPM-HUS A ANT 20.000 20.000
LU0548153799 Stand.Life I.G.-Gl.Ab.Ret.Str.  D ANT 0 15.250
LU0983346296 T.Rowe Price Fds-Europ.Equity  Q ANT 0 33.401
FR0011285915 Tocqueville Gold FCP Act. au Port.I-N (4 Déc.) ANT 0 2.820 
   
   
Gattungsbezeichnung Stück bzw. Anteile  Volumen
  bzw. Whg.  in 1.000
Derivate (In Opening-Transaktionen umgesetzte Optionsprämien bzw. Volumen der Optionsgeschäfte, 
bei Optionsscheinen Angabe der Käufe und Verkäufe.)
Devisentermingeschäfte
Devisenterminkontrakte (Verkauf)
Verkauf von Devisen auf Termin:   
USD/EUR  EUR  74 
   
   
Der Anteil der Wertpapiertransaktionen, die im Berichtszeitraum für Rechnung des Sondervermögens über Broker ausgeführt wurden, die eng verbundene Unternehmen und 
Personen sind, betrug 100,00 Prozent. Ihr Umfang belief sich hierbei auf insgesamt 14.833.313 Euro.

BW Zielfonds 2030



15

BW Zielfonds 2030

Entwicklung des Sondervermögens
    EUR
I. Wert des Sondervermögens 
 am Beginn des Geschäftsjahres   12.641.565,67
1. Ausschüttung bzw. Steuerabschlag für das Vorjahr  -64.790,77
2. Zwischenausschüttung(en)   -,--
3. Mittelzufluss (netto)   73.147,90
 a)  Mittelzuflüsse aus 

Anteilschein-Verkäufen EUR +876.403,74 
 b)  Mittelabflüsse aus 

Anteilschein-Rücknahmen EUR -803.255,84 
4. Ertragsausgleich/Aufwandsausgleich   -14.340,92
5. Ergebnis des Geschäftsjahres   +1.170.460,48
 davon Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne  +334.620,63
 davon Nettoveränderung der nicht realisierten Verluste  +107.426,00
II. Wert des Sondervermögens am Ende des Geschäftsjahres  13.806.042,36

Vergleichende Übersicht der letzten drei Geschäftsjahre
  Wert des Sondervermögens am Ende des Geschäftsjahres Anteilwert
   EUR EUR
31.12.2014  10.803.523,24 41,08
31.12.2015  11.821.773,93 43,51
31.12.2016  12.641.565,67 44,88
31.12.2017  13.806.042,36 48,76 

Ertrags- und Aufwandsrechnung
für den Zeitraum vom 01.01.2017 - 31.12.2017
(einschließlich Ertragsausgleich)
   EUR EUR
I. Erträge  insgesamt je Anteil *)
1. Dividenden inländischer Aussteller  0,00 0,00
2. Dividenden ausländischer Aussteller 
 (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
3. Zinsen aus inländischen Wertpapieren  0,00 0,00
4. Zinsen aus ausländischen Wertpapieren
 (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
5. Zinsen aus Liquiditätsanlagen im Inland  -261,41 -0,00
 davon Negative Einlagezinsen  -427,68 -0,00
 davon Positive Einlagezinsen  166,27 0,00
6. Zinsen aus Liquiditätsanlagen im Ausland 
 (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
7. Erträge aus Investmentanteilen 1)  64.150,81 0,23
8. Erträge aus Wertpapier-Darlehen- 
 und -Pensionsgeschäften  0,00 0,00
9. Abzug ausländischer Quellensteuer  0,00 0,00
10. Sonstige Erträge  35.500,21 0,13
 davon Kick-Back-Zahlungen  35.500,21 0,13
 Summe der Erträge  99.389,61 0,35
   
II. Aufwendungen  
1. Zinsen aus Kreditaufnahmen  -671,02 -0,00
2. Verwaltungsvergütung  -192.451,45 -0,68
3. Verwahrstellenvergütung  0,00 0,00
4. Prüfungs- und Veröffentlichungskosten  -16.600,88 -0,06
5. Sonstige Aufwendungen  -231,82 -0,00
 davon EMIR-Kosten  -226,46 -0,00
 davon fremde Depotgebühren  -5,36 -0,00
 Summe der Aufwendungen  -209.955,17 -0,74
   
III. Ordentlicher Nettoertrag  -110.565,56 -0,39
   
IV. Veräußerungsgeschäfte  
1. Realisierte Gewinne  909.228,53 3,21
2. Realisierte Verluste  -70.249,12 -0,25
 Ergebnis aus Veräußerungsgeschäften  838.979,41 2,96
   
V. Realisiertes Ergebnis des Geschäftsjahres 728.413,85 2,57
   
1. Nettoveränderung der nicht 
 realisierten Gewinne  334.620,63 1,18
2. Nettoveränderung der nicht 
 realisierten Verluste  107.426,00 0,38
   
VI. Nicht realisiertes Ergebnis 
 des Geschäftsjahres  442.046,63 1,56
   
VII. Ergebnis des Geschäftsjahres  1.170.460,48 4,13
   
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den je Anteil-Werten sind möglich.  
   
1)  Darin enthalten sind EUR 1.949,19 bzw. EUR 0,01 je Anteil von Zielfonds 

 ausgeschüttete Veräußerungsgewinne.    
   
   

Verwendung der Erträge des Sondervermögens
   
Berechnung der Wiederanlage
   EUR EUR
I. Für die Wiederanlage verfügbar  insgesamt je Anteil *)
1. Realisiertes Ergebnis des Geschäftsjahres   728.413,85 2,57
2. Zuführung aus dem Sondervermögen  0,00 0,00
3. Zur Verfügung gestellter Steuerabzugsbetrag -22.653,52 -0,08
II. Wiederanlage  705.760,33 2,49
   
 Umlaufende Anteile: Stück 283.169  
   
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den je Anteil-Werten sind möglich.  
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Anhang.

Die Auslastung der Obergrenze für das Marktrisikopotenzial wurde für dieses Sondervermögen gemäß der DerivateV nach dem qualifizierten Ansatz anhand eines Vergleichs-
vermögens ermittelt (relativer Value-at-Risk gem. § 8 DerivateV).

Zusammensetzung des Vergleichsvermögens (§ 37 Abs. 5 DerivateV i. V. m. § 9 DerivateV)
10% ICE BofAML Euro Broad Market Index in EUR, 90% MSCI World NR in EUR

Dem Sondervermögen wird ein derivatefreies Vergleichsvermögen gegenübergestellt. Es handelt sich dabei um eine Art virtuelles Sondervermögen, dem keine realen Positionen 
oder Geschäfte zugrunde liegen. Die Grundidee besteht darin, eine plausible Vorstellung zu entwickeln, wie das Sondervermögen ohne Derivate oder derivative Komponenten 
zusammengesetzt wäre. Das Vergleichsvermögen muss den Anlagebedingungen, den Angaben im Verkaufsprospekt und den wesentlichen Anlegerinformationen des Sonder-
vermögens im Wesentlichen entsprechen, ein derivatefreier Vergleichsmaßstab wird möglichst genau nachgebildet. In Ausnahmefällen kann von der Forderung des derivate-
freien Vergleichsvermögens abgewichen werden, sofern das Sondervermögen Long/Short-Strategien nutzt oder zur Abbildung von z.B. Rohstoffexposure oder Währungsabsi-
cherungen.

Potenzieller Risikobetrag für das Marktrisiko (§ 37 Abs. 4 Satz 1 und 2 DerivateV i. V. m. § 10 DerivateV)
kleinster potenzieller Risikobetrag 2,71%
größter potenzieller Risikobetrag 5,56%
durchschnittlicher potenzieller Risikobetrag 3,60%

Der potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko des Sondervermögens wird über die Risikokennzahl Value-at-Risk (VaR) dargestellt. Zum Ausdruck gebracht wird durch diese 
Kennzahl der potenzielle Verlust des Sondervermögens, der unter normalen Marktbedingungen mit einem Wahrscheinlichkeitsniveau von 99% (Konfidenzniveau) bei einer an-
genommenen Haltedauer von 10 Arbeitstagen auf Basis eines effektiven historischen Betrachtungszeitraumes von einem Jahr nicht überschritten wird. Wenn zum Beispiel ein 
Sondervermögen einen VaR-Wert von 2,5% aufwiese, dann würde unter normalen Marktbedingungen der potenzielle Verlust des Sondervermögens mit einer Wahrscheinlichkeit 
von 99% nicht mehr als 2,5% des Wertes des Sondervermögens innerhalb von 10 Arbeitstagen betragen. Im Bericht wird die maximale, minimale und durchschnittliche Ausprä-
gung dieser Kennzahl auf Basis einer Beobachtungszeitreihe von maximal einem Jahr oder ab Umstellungsdatum veröffentlicht. Der VaR-Wert des Sondervermögens darf das 
Zweifache des VaR-Werts des derivatefreien Vergleichsvermögens nicht übersteigen. Hierdurch wird das Marktrisiko des Sondervermögens klar limitiert.

Risikomodell (§ 37 Abs. 4 Satz 3 DerivateV i. V. m. § 10 DerivateV)
Varianz-Kovarianz-Ansatz

Im Berichtszeitraum genutzter Umfang des Leverage
Brutto-Methode
kleinster Leverage 99,05%
größter Leverage 99,80%
durchschnittlicher Leverage 99,40%

Commitment-Methode
kleinster Leverage 99,05%
größter Leverage 99,80%
durchschnittlicher Leverage 99,40%

Emittenten oder Garanten, deren Sicherheiten mehr als 20% des Wertes des Fonds ausgemacht haben (§ 37 Abs. 6 DerivateV): 
Im Berichtszeitraum wiesen keine Sicherheiten eine erhöhte Emittentenkonzentration nach § 27 Abs. 7 Satz 4 DerivateV auf.

Erträge aus Wertpapier-Darlehen- und -Pensionsgeschäften EUR 0,00
Aufwendungen aus Wertpapier-Darlehen- und -Pensionsgeschäften EUR 0,00
  
  
Umlaufende Anteile STK 283.169
Anteilwert EUR 48,76

Angaben zu Bewertungsverfahren 
Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgt durch die Verwaltungsgesellschaft auf Grundlage der gesetzlichen Regelungen im Kapitalanlagegesetzbuch (§ 168) und der 
Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBV).
Aktien / aktienähnliche Genussscheine / Beteiligungen / Investmentanteile
Aktien und aktienähnliche Genussscheine werden grundsätzlich mit dem zuletzt verfügbaren Kurs ihrer Heimatbörse bewertet, sofern die Umsatzvolumina an einer anderen 
Börse mit gleicher Kursnotierungswährung nicht höher sind. Für Aktien, aktienähnliche Genussscheine und Unternehmensbeteiligungen, welche nicht an einer Börse oder an 
einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt werden oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, werden die Verkehrs-
werte, z.B. Broker-Quotes, zugrunde gelegt, welche sich bei sorgfältiger Einschätzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegeben-
heiten ergeben. Investmentanteile werden zum letzten festgestellten und erhältlichen Rücknahmepreis bewertet, sofern dieser aktuell und verlässlich ist. Exchange-traded 
funds (ETFs) werden mit dem zuletzt verfügbaren Kurs bewertet.
Renten / rentenähnliche Genussscheine / Zertifikate
Verzinsliche Wertpapiere, rentenähnliche Genussscheine und Zertifikate, welche nicht an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt werden 
oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, werden mittels externer Modellkurse, z.B. Broker-Quotes, bewertet. In begründeten Aus-
nahmefällen werden interne Modellkurse verwendet, die auf einer anerkannten und geeigneten Methodik beruhen.
Bankguthaben
Der Wert von Bankguthaben, Einlagenzertifikaten und ausstehenden Forderungen, Bardividenden und Zinsansprüchen entspricht grundsätzlich dem jeweiligen nominalen Betrag.
Derivate
Die Bewertung von Futures und Optionen, die an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt gehandelt werden, erfolgt grundsätzlich anhand des letzten verfüg-
baren handelbaren Kurses. Die Bewertung von Futures und Optionen, welche nicht an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt werden 
oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, erfolgt anhand von Fair Values, welche mittels marktgängiger Verfahren (z.B. Black-Scholes-
Merton) ermittelt werden. Die Bewertung von Swaps erfolgt anhand von Fair Values, welche mittels marktgängiger Verfahren (z.B. Discounted-Cash-Flow-Verfahren) ermittelt 
werden. Devisentermingeschäfte werden nach der Forward Point-Methode bewertet.
Sonstiges
Der Wert aller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, welche nicht in der Währung des Fonds geführt werden, wird in diese Währung zu den jeweiligen Devisenkursen 
(i.d.R. Reuters-Fixing) umgerechnet.
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Gesamtkostenquote (laufende Kosten) 2,51%

Die Gesamtkostenquote drückt sämtliche vom Sondervermögen im Jahresverlauf getragenen Kosten und Zahlungen (ohne Transaktionskosten) im Verhältnis zum durchschnitt-
lichen Nettoinventarwert des Sondervermögens aus.
Die anteiligen laufenden Kosten für die Zielfondsbestände sind auf Basis der Stichtagsdaten ermittelt.

Der Gesellschaft fließen keine Rückvergütungen der aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten Vergütungen und Aufwandserstattungen zu.

Die Gesellschaft gewährt an Vermittler, z.B. Kreditinstitute, wiederkehrend - meist jährlich - Vermittlungsentgelte als so genannte „Vermittlungsprovisionen“ bzw. 
„ Vermittlungsfolgeprovisionen“.

Für den Erwerb und die Veräußerung der Investmentanteile sind keine Ausgabeaufschläge und keine Rücknahmeabschläge berechnet worden.
Für die Investmentanteile wurden von der verwaltenden Gesellschaft auf Basis des Zielfonds folgende Verwaltungsvergütungen in % p.a. erhoben:
AB SICAV I-Select US Equ.Ptf. Actions Nom. A Acc. 1,80
AGIF-Allianz Best Sty. US Eq. Inh. Anteile WT (H) 0,30
AGIF-Allianz Best Sty. US Eq.  WT 0,30
AGIF-All.Merger Arbitrage Str.  I 0,50
AXA Rosenb.Eq.A.Tr.-US E.I.E.A Reg.Acc.Shs A Hed. 0,40
AXA Rosenb.Eq.A.Tr.-US E.I.E.A Reg.Shares Cl.A 0,35
BGF - Euro-Markets Fund Act. Nom. Cl.A 2 1,50
BlackRock Str.F-Fxd Inc.Str.Fd Act. Nom. D 0,60
De.Inv.I-Global Infrastructure  LC 1,50
Deka-BasisStrategie Renten CF 0,45
Deka-Cash  0,18
Deka-Europa Aktien Spezial I (A) 0,45
DekaFonds CF 1,25
DekaLuxTeam-Aktien Asien CF 1,25
Deka-USA Aktien Spezial I 0,45
DWS Deutschland  LC 1,20
Falcon-12-Fal.Insu.Lin.Strat.  T 1,00
FAST - Asia Fund  Y Acc. 1,00
FAST - Emerging Markets Fund  A 1,50
Fr.Temp.Inv.Fds-F.Europ.Grwth Namens-Ant. A (acc.) 1,00
GAM Multist.-Abs.Ret.Eur.Eq. Act.au Porteur C Cap. 0,60
Hermes IF-H.Asia Ex-Jap.Equ.Fd Reg.Shs F Acc. 0,75
Investec Gl.St.-European Equi. Act. Nom. I Acc. 0,75
iSh.ST.Eu.600 Bas.Res.U.ETF DE Inhaber-Anlageakt. 0,47
iShsV-Gold Producers.UCITS ETF Reg.Shares (Acc) 0,53
iShs VII-Core S&P 500 U.ETF Reg.Shares (Acc) 0,07
Jan.Hend.Hor.-JHH Euroland Actions Nom. A2 (Acc.) 1,20
Jan.Hend.-J.H.UK Abs.Return Actions Nom.R Acc.Hdgd 1,50
JPMorgan-Europe Equ.Plus Fd AN.JPM-Eo.E.P.A(pr) 1,50
JPMorgan-Highbridge US STEEP A.N.JPM-HUS A 1,50
JPMorgan-Highbridge US STEEP AN.JPM-HUS A 1,50
LBBW Dividenden Strat.Euroland  R 1,50
LBBW Exportstrategie Deutschland  1,50
LBBW Rohstoffe 1  R 1,50
LFIS Vision UCITS - Premia Actions Nom. IS 1,25
MFS Mer.-Europ. Small.Cos Fd Bearer Shares Cl.I1 0,85
Partn.Grp.Lis.Inv.-Lis.Infra. Inh-Ant.(I-Dist.) 1,15
RAM(L)SYST.FD.-Emerg.Mkts.Equ.  LP 1,50
Schroder GAIA-Schr.GAIA Cat Bd Reg.Acc.Shs F Hed. 1,50
Stand.Life I.G.-Gl.Ab.Ret.Str.  D 0,85
Threadn.Inv.Fds-Euro.Sm.Cos Fd Namens-Ant. R Acc 1,50
Tocqueville Gold FCP Act. au Port.I-N (4 Déc.) 1,00
T.Rowe Price Fds-Europ.Equity  Q 0,65

Wesentliche sonstige Erträge  
Kick-Back-Zahlungen EUR 35.500,21
  
Wesentliche sonstige Aufwendungen  
EMIR-Kosten  EUR 226,46
Fremde Depotgebühren EUR 5,36

Transaktionskosten im Geschäftsjahr gesamt EUR 645,15
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Vergütungssystem der Kapitalverwaltungsgesellschaft
Die Deka Investment GmbH unterliegt den für Kapitalverwaltungsgesellschaften geltenden aufsichtsrechtlichen Vorgaben im Hinblick auf die Gestaltung ihrer Vergütungs-
systeme. Zudem gilt die für alle Unternehmen der Deka-Gruppe verbindliche Vergütungsrichtlinie, die gruppenweite Standards für die Ausgestaltung der Vergütungssysteme 
definiert. Sie enthält die Grundsätze zur Vergütung und die maßgeblichen Vergütungsparameter. 
Das Vergütungssystem der Kapitalverwaltungsgesellschaft wird mindestens einmal jährlich durch einen unabhängigen Vergütungsausschuss, das „Managementkomitee 
 Vergütung“ (MKV) der Deka-Gruppe, auf seine Angemessenheit und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen Vorgaben zur Vergütung überprüft.

Vergütungskomponenten
Das Vergütungssystem der Deka Investment GmbH umfasst fixe und variable Vergütungselemente sowie Nebenleistungen.
Für die Mitarbeiter und Geschäftsführung der Deka Investment GmbH findet eine maximale Obergrenze für den Gesamtbetrag der variablen Vergütung in Höhe von 200 Prozent 
der fixen Vergütung Anwendung.
Weitere sonstige Zuwendungen im Sinne von Vergütung, wie z.B. Anlageerfolgsprämien, werden bei der Deka Investment GmbH nicht gewährt.

Bemessung des Bonuspools
Der Bonuspool leitet sich - unter Berücksichtigung der finanziellen Lage der Deka Investment GmbH - aus dem vom Konzernvorstand der DekaBank Deutsche Girozentrale 
nach Maßgabe von § 45 Abs. 2 Nr. 5a KWG festgelegten Bonuspool der Deka-Gruppe ab und kann nach pflichtgemäßem Ermessen auch reduziert oder gestrichen werden.
Bei der Bemessung der variablen Vergütung sind grundsätzlich der individuelle Erfolgsbeitrag des Mitarbeiters, der Erfolgsbeitrag der Organisationseinheit des Mitarbeiters, 
der Erfolgsbeitrag der Deka Investment GmbH bzw. die Wertentwicklung der von dieser verwalteten Investmentvermögen sowie der Gesamterfolg der Deka-Gruppe zu berück-
sichtigen. Zur Bemessung des individuellen Erfolgsbeitrags des Mitarbeiters werden sowohl quantitative als auch qualitative Kriterien verwendet, wie z.B. Qualifikationen, 
 Kundenzufriedenheit. Negative Erfolgsbeiträge verringern die Höhe der variablen Vergütung. Die Erfolgsbeiträge werden anhand der Erfüllung von Zielvorgaben ermittelt.
Die Bemessung und Verteilung der Vergütung an die Mitarbeiter erfolgt durch die Geschäftsführung. Die Vergütung der Geschäftsführung wird durch den Aufsichtsrat fest-
gelegt.

Variable Vergütung bei risikorelevanten Mitarbeitern
Die variable Vergütung der Geschäftsführung der Kapitalverwaltungsgesellschaften und von Mitarbeitern, deren Tätigkeiten einen wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisiko-
profil der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der von ihr verwalteten Investmentvermögen haben, sowie bestimmten weiteren Mitarbeitern (zusammen als „risikorelevante 
 Mitarbeiter“) unterliegt folgenden Regelungen: 
-  Die variable Vergütung der risikorelevanten Mitarbeiter ist grundsätzlich erfolgsabhängig, d.h. ihre Höhe wird nach Maßgabe von individuellen Erfolgsbeiträgen des Mitarbei-

ters sowie den Erfolgsbeiträgen des Geschäftsbereichs und der Deka-Gruppe ermittelt.
-  Für die Geschäftsführung der Kapitalverwaltungsgesellschaften wird zwingend ein Anteil von 60 Prozent der variablen Vergütung über einen Zeitraum von mindestens drei 

Jahren aufgeschoben. Bei risikorelevanten Mitarbeitern unterhalb der Geschäftsführungs-Ebene beträgt der aufgeschobene Anteil 40 Prozent der variablen Vergütung.
-  Jeweils 50 Prozent der sofort zahlbaren und der aufgeschobenen Vergütung werden in Form von Instrumenten gewährt, deren Wertentwicklung von der nachhaltigen Wertent-

wicklung der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Unternehmenswertentwicklung der Deka-Gruppe abhängt. Diese nachhaltigen Instrumente unterliegen nach Eintritt der 
Unverfallbarkeit einer Sperrfrist von einem Jahr.

-  Der aufgeschobene Anteil der Vergütung ist während der Wartezeit risikoabhängig, d.h. er kann im Fall von negativen Erfolgsbeiträgen des Mitarbeiters, der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft bzw. der von dieser verwalteten Investmentvermögen oder der Deka-Gruppe gekürzt werden oder komplett entfallen. Jeweils am Ende eines Jahres der War-
tezeit wird der aufgeschobene Vergütungsanteil anteilig unverfallbar. Der unverfallbar gewordene Baranteil wird zum jeweiligen Zahlungstermin ausgezahlt, die unverfallbar 
gewordenen nachhaltigen Instrumente werden erst nach Ablauf der Sperrfrist ausgezahlt.

-  Risikorelevante Mitarbeiter, deren variable Vergütung für das jeweilige Geschäftsjahr einen Schwellenwert von 75 TEUR (in Luxemburg: 100 TEUR) nicht überschreitet, erhalten 
die variable Vergütung vollständig in Form einer Barleistung ausgezahlt.

Überprüfung der Angemessenheit des Vergütungssystems
Die Überprüfung des Vergütungssystems gemäß der geltenden regulatorischen Vorgaben für das Geschäftsjahr 2016 fand im Rahmen der jährlichen zentralen und unabhän-
gigen internen Angemessenheitsprüfung des MKV statt. Dabei konnte zusammenfassend festgestellt werden, dass die Grundsätze der Vergütungsrichtlinie und aufsichtsrecht-
lichen Vorgaben an Vergütungssysteme von Kapitalverwaltungsgesellschaften eingehalten wurden. Das Vergütungssystem der Deka Investment GmbH war im Geschäftsjahr 
2016 angemessen ausgestaltet.
Wesentliche Änderungen an dem Vergütungssystem oder der Vergütungspolitik der Deka Investment GmbH wurden im Geschäftsjahr 2016 nicht vorgenommen. Zudem konn-
ten keine Unregelmäßigkeiten festgestellt werden.

Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjahr der Deka Investment GmbH* gezahlten Mitarbeitervergütung  EUR 45.990.665,82
davon feste Vergütung       EUR 34.883.192,83
davon variable Vergütung       EUR 11.107.472,99
  
Zahl der Mitarbeiter der KVG       426 

Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjahr der Deka Investment GmbH* gezahlten Vergütung an Risktaker EUR 4.650.306,40
davon Geschäftsführer       EUR 2.182.355,46
davon andere Risktaker       EUR 2.467.950,94

* Mitarbeiterwechsel innerhalb der Deka-Gruppe werden einheitlich gemäß gruppenweitem Vergütungsbericht dargestellt.

Zusätzliche Informationspflichten nach § 300 Abs. 1 und 3 KAGB

Schwer zu liquidierende Vermögenswerte gemäß Art. 23 Abs. 4 a der Richtlinie 2011/61/EU
Der Anteil der Vermögenswerte des Investmentvermögens, die schwer zu liquidieren sind und für die deshalb besondere Regelungen gelten, beträgt 0%.

Grundzüge der Risikomanagement-Systeme gemäß Art. 23 Abs. 4 der Richtlinie 2011/61/EU
Die von der Gesellschaft eingesetzten Risikomanagement-Systeme beinhalten eine ständige Risikocontrolling-Funktion, welche die Erfassung, Messung, Steuerung und Über-
wachung aller wesentlichen Risiken, denen das Investmentvermögen ausgesetzt ist oder sein kann, umfasst. Als wesentliche Risiken werden dabei Marktrisiken, Adressenaus-
fallrisiken, Liquiditätsrisiken sowie operationelle Risiken angesehen.
Als Marktrisiko wird das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen verstanden, das aus Wertveränderungen der Vermögenswerte aufgrund von nachteiligen Änderungen von 
Marktpreisen resultiert. Die Messung und Erfassung des Marktpreisrisikos erfolgt im Regelfall durch die Ermittlung des Value-at-Risk (VaR) über die Vermögenswerte des In-
vestmentvermögens. Bei der Ermittlung des Value-at-Risk kommen der Varianz-Kovarianz-Ansatz, die historische Simulation sowie die Monte-Carlo-Simulation zum Einsatz. 
Die ermittelten Werte sowie die eingesetzten Methoden werden regelmäßig mittels geeigneter Backtesting-Verfahren auf ihre Prognosegüte überprüft.
Sofern der qualifizierte Ansatz / VaR-Ansatz nicht zum Tragen kommt, erfolgt die Messung und Erfassung des Marktpreisrisikos auf Grundlage des einfachen Ansatzes / 
 Commitment-Ansatzes. Dabei werden Positionen in derivativen Finanzinstrumenten in entsprechende Positionen in den zu Grunde liegenden Basiswerten umgerechnet. Die 
Summe aller einzelnen Anrechnungsbeträge / Commitments (absolute Werte) nach Aufrechnung eventueller Gegenpositionen (Netting) und Deckungsposten (Hedging) darf für 
Zwecke der Risikobegrenzung den Nettoinventarwert des Fonds nicht überschreiten. 
Das Liquiditätsrisiko ist das Risiko, dass eine Position im Portfolio des Investmentvermögens nicht innerhalb hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten veräußert, liqui-
diert oder geschlossen werden kann und dass dadurch die Erfüllung von Rückgabeverlangen der Anleger oder von sonstigen Zahlungsverpflichtungen beeinträchtigt wird. Die 
Liquidität des Investmentvermögens sowie seiner Vermögenswerte wird durch die von der Gesellschaft festgelegten Liquiditätsmessvorkehrungen regelmäßig erfasst. Die Vor-
kehrungen zur Liquiditätsmessung beinhalten die Betrachtung von sowohl quantitativen als auch qualitativen Informationen der Vermögenswerte des Investmentvermögens 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Marktsituation. 
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Adressenausfallrisiken resultieren aus Emittenten- und Kontrahentenrisiken. Als Emittentenrisiko wird die Gefahr von Bonitätsverschlechterungen oder Ausfall eines Emittenten 
verstanden. Das Kontrahentenrisiko ist das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen, das aus der Tatsache resultiert, dass die Gegenpartei eines Geschäfts bei der Abwicklung 
von Leistungsansprüchen ihren Verpflichtungen möglicherweise nicht nachkommen kann. Die Messung des Adressenausfallrisikos erfolgt auf Basis einer internen Bonitätsein-
stufung der Adressen. Dabei wird anhand einer Analyse quantitativer und qualitativer Faktoren die Bonität der Adressen in ein internes Ratingsystem überführt.
Operationelles Risiko ist das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen, das aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der 
 Kapitalverwaltungsgesellschaft oder aus externen Ereignissen resultiert. Die Erfassung, Messung und Überwachung operationeller Risiken erfolgt auf Ebene der Gesellschaft.
Für die wesentlichen Risiken des Investmentvermögens werden zusätzlich regelmäßig Stresstests durchgeführt, welche die Auswirkungen aus potenziell möglichen Verände-
rungen der Marktbedingungen im Stressfall auf das Investmentvermögen untersuchen.
Zur Risikosteuerung hat die Gesellschaft für alle wesentlichen Risiken angemessene Risikolimits eingerichtet, denen Frühwarnstufen vorgeschaltet sind. Die Definition der Risiko-
limits erfolgt unter Berücksichtigung von gesetzlichen oder vertraglichen Vorgaben sowie im Einklang mit dem individuellen Risikoprofils des Investmentvermögens. Die Ein-
haltung der Risikolimits wird täglich überwacht. Für den Fall eines tatsächlichen oder zu erwartenden Überschreitens von Risikolimits existieren geeignete Informations- und 
Eskalationsmaßnahmen, um Abhilfe im besten Interesse des Anlegers zu schaffen. Daneben erfolgt eine regelmäßige Berichterstattung gegenüber der Geschäftsleitung der 
 Gesellschaft über den aktuellen Risikostand des Investmentvermögens sowie Überschreitungen von Risikolimits sowie den abgeleiteten Maßnahmen.
Die im Rahmen der Risikomanagement-Systeme eingesetzten Risikomessvorkehrungen, -prozesse und -verfahren sowie die Grundsätze für das Risikomanagement werden von 
der Gesellschaft regelmäßig auf Angemessenheit und Wirksamkeit überprüft. 

Unterrichtung über das Risikoprofil des Investmentvermögens sowie Überschreiten von Risikolimits gemäß Art. 23 Abs. 4 c der Richtlinie 2011/61/EU
Unter Berücksichtigung der im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsätze ergeben sich für den Fonds im Wesentlichen solche Risiken, die mit der Anlage in vorwiegend 
Investmentanteilen verbunden sind.
Diese sind das Marktrisiko und das Liquiditätsrisiko. Daneben wird insbesondere auch auf Risiken hingewiesen, die in Verbindung mit den Anlagestrategien und Anlagegrund-
sätzen der eingesetzten Investmentanteile stehen. In Bezug auf weitere potenzielle Risiken, die sich für das Investmentvermögen im Rahmen der Anlagegrundsätze ergeben 
können, wird auf den Abschnitt „Risikohinweise“ des Verkaufsprospektes verwiesen.

Im Berichtszeitraum haben Marktpreisrisiken in mittlerem Umfang vorgelegen.
Die Einschätzung orientiert sich dabei am Vorgehen zur Ermittlung des Chance-/Risikoprofils anhand des synthetischen Risiko-Ertragsindikators (SRRI) der Wesentlichen Anleger -
i nformationen.
 
Auf Basis des durchschnittlichen Anteils liquider Instrumente haben im Berichtszeitraum Liquiditätsrisiken in geringem Umfang vorgelegen.
Instrumente werden im Sinne dieser Definition als potenziell illiquide beurteilt, wenn unter Stressbedingungen (Notwendigkeit eines Ad-hoc-Verkaufs) damit zu rechnen ist, 
dass der aktuelle Bewertungskurs dieser Position bei der Veräußerung in signifikantem Umfang unterschritten wird. Potenzielle Illiquidität ist kein Indikator für eine grundsätz-
lich fehlende Handelbarkeit eines Instruments.
 
Auf Basis des durchschnittlichen Anteils an kreditrisikorelevanten Wertpapieren haben im Berichtszeitraum Adressausfallrisiken in geringem Umfang vorgelegen.
Bei der Einschätzung der Adressenausfallrisiken werden Kreditrisikopositionen im Zusammenhang mit der Anlagestrategie des Investmentvermögens beurteilt. 

Im Rahmen der von der Gesellschaft durchgeführten Überwachung der wesentlichen Risiken gab es im Berichtszeitraum keine Auffälligkeiten.

Zusätzliche Angaben gemäß der Verordnung (EU) 2015/2365 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften
(Angaben pro Art des Wertpapierfinanzierungsgeschäfts/Total Return Swaps)

Das Sondervermögen hat im Berichtszeitraum keine Wertpapier-Darlehen-, Pensions- oder Total Return Swap-Geschäfte getätigt. Zusätzliche Angaben gemäß Verordnung 
(EU) 2015/2365 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften sind daher nicht erforderlich.   

Weitere zum Verständnis des Berichts erforderliche Angaben

Ermittlung Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne und Verluste:
Die Ermittlung der Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne und Verluste erfolgt dadurch, dass in jedem Berichtszeitraum die in den Anteilpreis einfließenden Wertan-
sätze der im Bestand befindlichen Vermögensgegenstände mit den jeweiligen historischen Anschaffungskosten verglichen werden, die Höhe der positiven Differenzen in die 
Summe der nicht realisierten Gewinne einfließen, die Höhe der negativen Differenzen in die Summe der nicht realisierten Verluste einfließen und aus dem Vergleich der Sum-
menpositionen zum Ende des Berichtszeitraumes mit den Summenpositionen zum Anfang des Berichtszeitraumes die Nettoveränderungen ermittelt werden.

Erläuterung zur Abgrenzung von Devisentermin- und Devisenkassageschäften:
Im Berichtszeitraum wurde die Definition von Devisenkassageschäften hinsichtlich der Abwicklungsdauer von 3 Handelstagen auf 2 Handelstage angepasst. 
Devisentransaktionen, die ab dem 2.1.2017 abgeschlossen wurden und bei welchen zwischen Abschluss- und Erfüllungstag 3 Handelstage liegen, werden nunmehr als 
 Devisentermingeschäfte ausgewiesen. 

BW Zielfonds 2030

Frankfurt am Main, den 27. März 2018
Deka Investment GmbH
Die Geschäftsführung
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An die Deka Investment GmbH, 
Frankfurt am Main.

Die Deka Investment GmbH hat uns beauftragt, gemäß 

§ 102 des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) den Jahres-

bericht des Sondervermögens BW Zielfonds 2030 für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 

zu prüfen.

Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter.

Die Aufstellung des Jahresberichts nach den Vorschrif-

ten des KAGB und der delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 231/2013 liegt in der Verantwortung der gesetz-

lichen Vertreter der Kapitalverwaltungsgesellschaft.

Verantwortung des Abschluss-
prüfers.

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-

resbericht abzugeben.

Wir haben unsere Prüfung nach § 102 KAGB unter Be-

achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-

fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-

keiten und Verstöße, die sich auf den Jahresbericht 

 wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 

erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-

lungen werden die Kenntnisse über die Verwaltung des 

Sondervermögens sowie die Erwartungen über mögli-

che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung wer-

den die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems und die Nachweise für die 

Angaben im Jahresbericht überwiegend auf der Basis 

von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-

urteilung der angewandten Rechnungslegungsgrund-

sätze für den Jahresbericht und der wesentlichen Ein-

schätzungen der gesetzlichen Vertreter der Kapitalver-

waltungsgesellschaft. Wir sind der Auffassung, 

dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-

lage für unsere Beurteilung bildet.

Prüfungsurteil.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahres-

bericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 

31. Dezember 2017 den gesetzlichen Vorschriften.

Frankfurt am Main, den 29. März 2018

KPMG AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 Schobel Bordt

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Vermerk des Abschlussprüfers.
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Darstellung der Rechtslage 
bis zum 31. Dezember 2017.

Allgemeine Besteuerungs -
systematik.

Die Erträge eines deutschen oder ausländischen Fonds 

werden grundsätzlich auf der Ebene des Anlegers ver-

steuert, während der Fonds selbst von der Steuer be-

freit ist. Die steuerrechtliche Behandlung von Erträgen 

aus Fondsanteilen folgt damit dem Grundsatz der 

Transparenz, wonach der Anleger grundsätzlich so 

besteuert werden soll, als hätte er die von dem Fonds 

erzielten Erträge unmittelbar selbst erwirtschaftet 

(Transparenzprinzip). Abweichend von diesem Grund-

satz ergeben sich bei der Fondsanlage jedoch einige 

Besonderheiten. So werden beispielsweise bestimmte 

Erträge bzw. Gewinne auf der Ebene des Anlegers erst 

bei Rückgabe der Fondsanteile erfasst. Negative Erträge 

des Fonds sind mit positiven Erträgen gleicher Art zu 

verrechnen. Soweit die negativen Erträge hierdurch 

nicht vollständig ausgeglichen werden können, dürfen 

sie nicht von dem Anleger geltend gemacht werden, 

sondern müssen auf der Ebene des Fonds vorgetragen 

und in nachfolgenden Geschäftsjahren mit gleichartigen 

Erträgen ausgeglichen werden.

Eine Besteuerung des Anlegers können ausschließlich 

die Ausschüttung bzw. Thesaurierung von Erträgen 

(laufende Erträge) sowie die Rückgabe von Fondsan-

teilen auslösen. Die Besteuerung richtet sich dabei im 

Einzelnen nach den Vorschriften des Investmentsteuer-

gesetzes in Verbindung mit dem allgemeinen Steuer-

recht. Die steuerrechtlichen Folgen einer Anlage in einen 

Fonds sind dabei im Wesentlichen unabhängig davon, 

ob es sich um einen deutschen oder um einen auslän-

dischen Fonds handelt, sodass die nachfolgende Dar-

stellung für beide gleichermaßen gilt. Etwaige Unter-

schiede in der Besteuerung werden an der jeweiligen 

Stelle hervorgehoben.

Darüber hinaus gelten die Anmerkungen auch für Dach-

fonds, d. h. für Fonds, die ihr Kapital ganz überwiegend 

oder jedenfalls zum Teil in andere Fonds anlegen. Der 

Anleger muss bei Dachfonds keine Besonderheiten be-

achten, weil ihm die für die Besteuerung erforderlichen 

Informationen von der Gesellschaft in der gleichen 

Form zur Verfügung gestellt werden wie für andere 

Fonds.

Seit dem 1. Januar 2009 unterliegen Einkünfte aus 

Kapitalvermögen für Privatanleger in Deutschland der 

Abgeltungsteuer i.H.v. 25 Prozent als spezielle Form 

der Kapitalertragsteuer. Zusätzlich zur Abgeltungsteuer 

ist ein Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 Prozent der 

Abgeltungsteuer einzubehalten und abzuführen. Seit 

dem 1. Januar 2015 ist jede Stelle, die verpflichtet ist, 

Abgeltungsteuer für natürliche Personen abzuführen, 

auch Kirchensteuerabzugsverpflichteter. Dazu zählen 

insbesondere Banken, Kreditinstitute und Versiche-

rungen. Diese haben – entsprechend der Religions-/

Konfessionszugehörigkeit des Anlegers – Kirchensteuer 

in Höhe von 8 Prozent bzw. 9 Prozent der Abgeltung-

steuer automatisch einzubehalten und an die steuer-

erhebenden Religionsgemeinschaften abzuführen. 

Zu diesem Zweck wird die Religionszugehörigkeit des 

Anlegers in Form eines verschlüsselten Kennzeichens 

beim Bundeszentralamt für Steuern abgefragt. Das 

sogenannte Kirchensteuerabzugsmerkmal (KiStAM) 

gibt Auskunft über die Zugehörigkeit zu einer steuerer-

hebenden Religionsgemeinschaft und den geltenden 

Kirchensteuersatz. Die Abfrage erfolgt einmal jährlich 

zwischen dem 1. September und 31. Oktober (soge-

nannte Regelabfrage). Sofern der Anleger der Daten-

weitergabe beim Bundeszentralamt für Steuern bereits 

widersprochen hat bzw. bis zum 30. Juni eines Jahres 

widerspricht, sperrt das Bundeszentralamt die Über-

mittlung des KiStAM. Ein entsprechender Widerspruch 

gilt bis zu seinem Widerruf. Kirchenmitglieder werden 

in diesem Fall von ihrem Finanzamt zur Abgabe einer 

Steuererklärung für die Erhebung der Kirchensteuer 

auf Abgeltungsteuer aufgefordert. Bei Ehegatten/

Lebenspartnern mit gemeinschaftlichen Depots werden 

die Kapitalerträge den Ehegatten/Lebenspartnern jeweils 

hälftig zugeordnet und hierauf die Kirchensteuer je 

nach Religionsgemeinschaft berechnet. Die Abzugsfähig-

keit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird bereits 

Besteuerung der Erträge.
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Besteuerung der laufenden 
Erträge aus Fonds.

Ertragsarten und Ertragsverwendung

Ein Fonds darf gemäß der jeweiligen Anlagepolitik sowie 

der Vertragsbedingungen in unterschiedliche Wirt-

schaftsgüter investieren. Die hieraus erzielten Erträge 

dürfen aufgrund des Transparenzgedankens nicht 

einheitlich z. B. als Dividenden qualifiziert werden, 

sondern sind entsprechend den Regeln des deutschen 

Steuerrechts jeweils getrennt zu erfassen. Ein Fonds 

kann daher beispielsweise Zinsen, zinsähnliche Erträge, 

Dividenden und Gewinne aus der Veräußerung von 

Wirtschaftsgütern erwirtschaften. Die Erträge werden 

dabei nach steuerrechtlichen Vorschriften – insbesondere 

dem Investmentsteuergesetz – ermittelt, sodass sie re-

gelmäßig von den tatsächlich ausgeschütteten Beträgen 

bzw. den im Jahresbericht ausgewiesenen Beträgen für 

Ausschüttung und Thesaurierung abweichen. Die steuer-

rechtliche Behandlung der Erträge beim Anleger hängt 

sodann von der Ertragsverwendung des Fonds ab, 

d. h. ob der Fonds die Erträge vollständig thesauriert 

oder vollständig bzw. teilweise ausschüttet. Die Ertrags-

verwendung Ihres Fonds entnehmen Sie bitte dem Ver-

kaufsprospekt oder dem Jahresbericht. Darüber hinaus 

ist danach zu differenzieren, ob die Erträge einem 

Privatanleger oder einem betrieblichen Anleger zuzu-

rechnen sind. Sofern vom Fonds eine steuerrechtliche 

Substanzausschüttung ausgewiesen wird, ist diese für 

den Anleger nicht steuerbar. Dies bedeutet für einen 

bilanzierenden Anleger, dass die Substanzausschüttung 

in der Handelsbilanz ertragswirksam zu vereinnahmen 

ist, in der Steuerbilanz aufwandswirksam ein passiver 

Ausgleichsposten zu bilden ist und damit technisch die 

historischen Anschaffungskosten steuerneutral gemin-

dert werden. Alternativ können die fortgeführten 

Anschaffungskosten um den anteiligen Betrag der Sub-

stanzausschüttung vermindert werden.

beim Steuerabzug mindernd berücksichtigt. Auf einen 

entsprechenden Hinweis auf den Solidaritätszuschlag 

sowie die Kirchensteuer wird bei den folgenden Aus-

führungen jeweils verzichtet.

Die deutsche Abgeltungsteuer entfaltet für Privatanleger 

grundsätzlich abgeltende Wirkung. Soweit die Einnah-

men der Abgeltungsteuer unterlegen haben, entfällt 

damit die Verpflichtung des Privatanlegers, die Einnah-

men in seiner Einkommensteuererklärung anzugeben. 

Von der Abgeltungsteuer erfasst werden – mit wenigen 

Ausnahmen – alle Einkünfte aus Kapitalvermögen, 

worunter alle laufenden Kapitalerträge, wie z. B. Zinsen 

und Dividenden, sowie auch realisierte Kursgewinne 

(Veräußerungsgewinne), wie beispielsweise Gewinne aus 

der Veräußerung von Aktien oder Renten, fallen.

Bei laufenden Erträgen wie z. B. Zinsen und Dividenden 

ist die Abgeltungsteuer anwendbar, wenn diese dem 

Anleger nach dem 31. Dezember 2008 zufließen. Im 

Fall von realisierten Gewinnen und Verlusten ist die 

Abgeltungsteuer anwendbar, wenn die Wirtschaftsgüter 

nach dem 31. Dezember 2008 erworben wurden. Dies 

gilt sowohl für die von dem Fonds erworbenen Wirt-

schaftsgüter als auch für den von dem Anleger erzielten 

Gewinn oder Verlust aus der Veräußerung eines Fonds-

anteils. Bei Einkünften aus Kapitalvermögen, die nicht 

im Zusammenhang mit Fondsanteilen stehen, gelten 

teilweise abweichende Übergangsregelungen.

Kann der Anschaffungszeitpunkt von Wirtschaftsgütern 

nicht eindeutig bestimmt werden, ist die gesetzliche 

Verbrauchsfolgefiktion zu beachten, wonach die als 

erstes angeschafften Wertpapiere als zuerst verkauft 

gelten. Dies gilt sowohl für die Wirtschaftsgüter des 

Fonds als auch für die von dem Anleger gehaltenen 

Fondsanteile z. B. bei Girosammelverwahrung.
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Ausländische Quellensteuer

Auf ausländische Erträge werden teilweise Quellensteuern 

in dem jeweiligen Land einbehalten, die auf der Ebene 

des Fonds als Werbungskosten abgezogen werden 

dürfen. Alternativ kann die Gesellschaft die ausländi-

schen Quellensteuern in den Besteuerungsgrundlagen 

ausweisen, sodass sie direkt auf Ebene des Anlegers 

auf die zu zahlende Steuer angerechnet werden, oder 

sie der Anleger von seinen Einkünften abziehen kann. 

Teilweise investieren Fonds darüber hinaus in Länder, 

in denen auf die Erträge zwar tatsächlich keine Quellen-

steuer einbehalten wird, der Anleger aber gleichwohl 

eine Quellensteuer auf seine persönliche Steuerschuld 

anrechnen kann (fiktive Quellensteuer). In diesen Fällen 

kommt auf Ebene des Anlegers ausschließlich die An-

rechnung der ausgewiesenen fiktiven Quellensteuer in 

Betracht. Ein Abzug von fiktiver Quellensteuer von den 

Einkünften des Anlegers ist unzulässig.

Veröffentlichung der Besteuerungsgrundlagen

Die für die Besteuerung des Anlegers maßgeblichen 

Besteuerungsgrundlagen werden von der Gesellschaft 

zusammen mit einer Berufsträgerbescheinigung, dass 

die Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-

rechts ermittelt wurden, im elektronischen Bundesan-

zeiger veröffentlicht.

Besteuerung im Privatvermögen

Wann die von dem Fonds erzielten Erträge beim Anleger 

steuerrechtlich zu erfassen sind, hängt von der Ertrags-

verwendung ab. Bei einer Thesaurierung hat der An-

leger die sog. ausschüttungsgleichen Erträge, d. h. 

bestimmte von dem Fonds nicht zur Ausschüttung ver-

wendete Erträge, in dem Kalenderjahr zu versteuern, 

in dem das Geschäftsjahr des Fonds endet. Da der An-

leger in diesem Fall tatsächlich keine Erträge erhält, 

diese aber gleichwohl versteuern muss, spricht man in 

diesem Zusammenhang von der sog. Zuflussfiktion. 

Bei einer Vollausschüttung sind beim Anleger die aus-

geschütteten Erträge und bei einer Teilausschüttung 

sowohl die ausgeschütteten als auch die ausschüttungs-

gleichen Erträge grundsätzlich steuerpflichtig. In beiden 

Fällen hat der in Deutschland steuerpflichtige Anleger 

die Erträge im Jahr des Zuflusses zu versteuern. 

Sowohl die ausgeschütteten als auch die ausschüttungs-

gleichen Erträge sind grundsätzlich in vollem Umfang 

steuerpflichtig, es sei denn, die Steuerfreiheit be-

stimmter Erträge ist explizit geregelt. Bei der Ermittlung 

der Einkünfte aus Kapitalvermögen ist als Werbungs-

kosten ein Sparer-Pauschbetrag in Höhe von 801,– Euro 

(bei Zusammenveranlagung: 1.602,– Euro) abzuziehen, 

soweit der Anleger in Deutschland unbeschränkt steuer-

pflichtig ist. Der Abzug von dem Anleger tatsächlich 

entstandenen Werbungskosten (z. B. Depotgebühren) 

ist in der Regel ausgeschlossen. Gewinne aus der Ver-

äußerung von Wertpapieren und Termingeschäften sind 

vom Anleger nur bei Ausschüttung bzw. bei Rückgabe 

der Fondsanteile zu versteuern. 

Besteuerung im Betriebsvermögen 

Der in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige be-

triebliche Anleger, der seinen Gewinn durch Einnahme-

Überschuss-Rechnung ermittelt, hat die ausgeschütteten 

Erträge sowie die ausschüttungsgleichen Erträge zum 

gleichen Zeitpunkt wie der Privatanleger zu versteuern. 

Im Fall der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögens-

vergleich hat der Anleger die ausschüttungsgleichen 

Erträge am Geschäftsjahresende des Fonds und die 

ausgeschütteten Erträge mit Entstehung des Anspruchs 

zu erfassen. Insoweit finden die allgemeinen Regeln 

des Bilanzsteuerrechts Anwendung. 

Für den betrieblichen Anleger sind sowohl die ausge-

schütteten als auch die ausschüttungsgleichen Erträge 

grundsätzlich in vollem Umfang steuerpflichtig, soweit 

nicht die Steuerfreiheit bestimmter Erträge explizit ge-

regelt ist. So sind beispielweise Dividendenerträge 

sowie ausgeschüttete realisierte Gewinne aus der Ver-

äußerung von Aktien von dem Anleger nur in Höhe 

von 60 Prozent zu versteuern (Teileinkünfteverfahren). 
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Für körperschaftsteuerpflichtige Anleger sind z. B. in- 

und ausländische Dividendenerträge, die dem Sonder-

vermögen vor dem 1. März 2013 zugeflossen sind, zu 

95 Prozent steuerfrei. Aufgrund der Neuregelung zur 

Besteuerung von Streubesitzdividenden sind Dividenden, 

die dem Sondervermögen nach dem 28. Februar 2013 

zugeflossen sind, bei körperschaftsteuerpflichtigen 

Anlegern steuerpflichtig. Die ausgeschütteten realisier-

ten Gewinne aus der Veräußerung von Aktien sind 

grundsätzlich zu 95 Prozent steuerfrei. Dies gilt nicht 

für derartige Erträge aus Fondsanteilen, die insbeson-

dere Kreditinstitute ihrem Handelsbestand zuordnen. 

Rückgabe von Fondsanteilen. 

Steuerrechtlich wird die Rückgabe von Fondsanteilen 

wie ein Verkauf behandelt, d. h. der Anleger realisiert 

einen Veräußerungsgewinn oder -verlust. 

Besteuerung im Privatvermögen 

Gewinne und Verluste aus der Rückgabe von Fondsan-

teilen sind als positive bzw. negative Einkünfte aus 

Kapitalvermögen grundsätzlich steuerpflichtig. Die Ge-

winne und Verluste können mit anderen Erträgen aus 

Kapitalvermögen grundsätzlich verrechnet werden. 

Dies gilt jedoch nicht im Hinblick auf Verlustvorträge 

oder zukünftige Verluste aus der Veräußerung von 

Aktien, für die ein separater Verlustverrechnungstopf 

zu führen ist. 

Das Verrechnungsverbot gilt auch für Verluste aus der 

Rückgabe von Fondsanteilen oder Veräußerung anderer 

Wertpapiere, die noch unter das alte Recht vor Einfüh-

rung der Abgeltungsteuer fallen. 

Der sogenannte DBA-Gewinn umfasst Erträge und Ge-

winne bzw. Verluste, die aufgrund eines Doppelbesteue-

rungsabkommens zwischen dem Quellenstaat und 

Deutschland steuerfrei und noch nicht ausgeschüttet 

oder thesauriert worden sind. Der Gewinn bzw. Verlust 

aus der Veräußerung der Fondsanteile ist für private 

Anleger in Höhe des besitzzeitanteiligen DBA-Gewinns 

steuerfrei. Der DBA-Gewinn wird von der Gesellschaft 

als Prozentsatz des Rücknahmepreises veröffentlicht. 

Der im Rücknahmepreis als enthalten geltende Zwischen-

gewinn unterliegt ebenfalls der Besteuerung. Dieser 

setzt sich aus den von dem Fonds erwirtschafteten 

Zinsen und zinsähnlichen Erträgen zusammen, die seit 

dem letzten Ausschüttungs- oder Thesaurierungstermin 

angefallen sind und seit diesem Zeitpunkt noch nicht 

steuerpflichtig ausgeschüttet oder thesauriert wurden. 

Der Zwischengewinn wird von der Gesellschaft bewer-

tungstäglich ermittelt und zusammen mit dem Rück-

nahmepreis veröffentlicht. Außerdem wird er dem An-

leger von der Verwahrstelle in Deutschland auf der 

Wertpapierabrechnung mitgeteilt. Der beim Kauf ge-

zahlte Zwischengewinn gehört beim Anleger grund-

sätzlich zu den negativen Einnahmen aus Kapitalver-

mögen, die er mit anderen positiven Einkünften aus 

Kapitalvermögen verrechnen kann. Voraussetzung ist, 

dass vom Fonds ein Ertragsausgleich durchgeführt 

wird und sowohl bei der Veröffentlichung des Zwischen-

gewinns als auch im Rahmen der von den Berufsträgern 

zu bescheinigenden Steuerdaten hierauf hingewiesen 

wird. Der bei Rückgabe der Fondsanteile vereinnahmte 

Zwischengewinn zählt zu den positiven Einkünften aus 

Kapitalvermögen. Wird der Zwischengewinn nicht ver-

öffentlicht, sind jährlich 6 Prozent des Entgelts für 

die Rückgabe oder Veräußerung des Fondsanteils als 

Zwischengewinn anzusetzen.

Hedgefonds sind gesetzlich nicht verpflichtet, den 

Zwischengewinn zu ermitteln bzw. zu veröffentlichen. 

Sofern sich die Gesellschaft dazu entschließt, darf der 

Zwischengewinn für Hedgefonds allerdings freiwillig 

ermittelt und veröffentlicht werden. 

Der Veräußerungsgewinn wird für den Anleger grund-

sätzlich von der deutschen Verwahrstelle ermittelt. Ge-

winn oder Verlust ist hierbei der Unterschied zwischen 
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dem Veräußerungspreis einerseits und den Anschaf-

fungskosten und den Werbungskosten andererseits. 

Darüber hinaus sind die Anschaffungskosten sowie der 

Veräußerungspreis jeweils um den Zwischengewinn zu 

mindern. Der so ermittelte Veräußerungsgewinn bzw. 

-verlust ist zusätzlich um die ausschüttungsgleichen 

Erträge zu mindern, um insoweit eine Doppelbesteue-

rung zu vermeiden. 

Besteuerung im Betriebsvermögen 

Bei einer Rückgabe von Fondsanteilen bildet die Diffe-

renz zwischen dem Rücknahmepreis und den Anschaf-

fungskosten grundsätzlich den steuerpflichtigen Ver-

äußerungsgewinn oder Veräußerungsverlust. Der erhal-

tene Zwischengewinn stellt beim betrieblichen Anleger 

einen unselbständigen Teil des Veräußerungserlöses dar. 

Der Aktiengewinn umfasst Dividenden, soweit diese bei 

Zurechnung an den Anleger steuerfrei sind, Veräuße-

rungsgewinne und -verluste aus Aktien sowie Wertstei-

gerungen und -minderungen aus Aktien, die noch 

nicht ausgeschüttet oder thesauriert worden sind. Der 

Aktiengewinn wird von der Gesellschaft als Prozent-

satz des Rücknahmepreises veröffentlicht, sodass der 

Anleger den absoluten Aktiengewinn sowohl bei Erwerb 

als auch bei Rückgabe der Fondsanteile durch Multipli-

kation mit dem jeweiligen Rücknahmepreis ermitteln 

muss. Die Differenz zwischen dem absoluten Aktien-

gewinn bei Rückgabe und dem absoluten Aktiengewinn 

bei Erwerb stellt sodann den besitzzeitanteiligen Aktien-

gewinn dar, durch den der Anleger eine Aussage 

darüber erhält, in welchem Umfang die Wertsteigerung 

bzw. der Wertverlust seiner Fondsanteile auf Aktien 

zurückzuführen ist. Der Gewinn bzw. Verlust aus der 

Veräußerung der Fondsanteile ist für körperschaftsteuer-

pflichtige Anleger i.H.v. 95 Prozent des besitzzeitantei-

ligen Aktiengewinns, für einkommensteuerpflichtige 

betriebliche Anleger i.H.v. 40 Prozent des besitzzeitan-

teiligen Aktiengewinns steuerfrei. Aufgrund der oben 

erwähnten Gesetzesänderung werden seit dem 1. März 

2013 zwei Aktiengewinne getrennt für körperschaft-

steuerpflichtige Anleger und für einkommensteuer-

pflichtige betriebliche Anleger veröffentlicht.

Der sogenannte DBA-Gewinn umfasst Erträge und Ge-

winne bzw. Verluste, die aufgrund eines Doppelbesteue-

rungsabkommens zwischen dem Quellenstaat und 

Deutschland steuerfrei und noch nicht ausgeschüttet 

oder thesauriert worden sind. Der Gewinn bzw. Verlust 

aus der Veräußerung der Fondsanteile ist für betrieb-

liche Anleger in Höhe des besitzzeitanteiligen DBA-Ge-

winns steuerfrei. Der DBA-Gewinn wird von der Gesell-

schaft in der gleichen Form wie der Aktiengewinn ge-

trennt von diesem veröffentlicht. 

Der betriebliche Anleger hat die Fondsanteile mit den 

Anschaffungskosten zuzüglich gegebenenfalls An-

schaffungsnebenkosten zu aktivieren. Der beim Kauf 

gezahlte Zwischengewinn stellt einen unselbständigen 

Teil der Anschaffungskosten dar. Wenn der Fonds wäh-

rend der Haltedauer der Fondsanteile Erträge thesau-

riert, sind die ausschüttungsgleichen Erträge außer-

bilanziell zu erfassen und ein aktiver Ausgleichsposten 

zu bilden. Zum Zeitpunkt der Rückgabe der Fondsan-

teile sind diese erfolgswirksam auszubuchen und der 

aktive Ausgleichsposten ist aufzulösen, um eine dop-

pelte steuerrechtliche Erfassung der ausschüttungs-

gleichen Erträge zu vermeiden. Darüber hinaus ist 

der besitzzeitanteilige Aktiengewinn außerbilanziell zu 

berücksichtigen. 

Der folgende Absatz betrifft ausschließlich Fonds nach 

deutschem Recht:

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in der Rechts-

sache STEKO Industriemontage GmbH entschieden, 

dass die Regelung im Körperschaftsteuergesetz für 

den Übergang vom körperschaftsteuerlichen Anrech-

nungsverfahren zum Halbeinkünfteverfahren in 2001 

europarechtswidrig ist. Das Verbot für Körperschaften, 

Gewinnminderungen im Zusammenhang mit Beteili-

gungen an ausländischen Gesellschaften nach § 8b Ab-

satz 3 KStG steuerwirksam geltend zu machen, galt 
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nach § 34 KStG bereits in 2001, während dies für Ge-

winnminderungen im Zusammenhang mit Beteiligungen 

an inländischen Gesellschaften erst in 2002 galt. Dies 

widerspricht nach Auffassung des EuGH der Kapital-

verkehrsfreiheit. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Ur-

teil vom 28. Oktober 2009 (Az. I R 27/08) entschieden, 

dass die Rechtssache STEKO grundsätzlich Wirkungen 

auf die Fondsanlage entfaltet. Mit BMF-Schreiben 

vom 1. Februar 2011 „Anwendung des BFH-Urteils vom 

28. Oktober 2009 – I R 27/08 beim Aktiengewinn 

(„STEKO-Rechtsprechung“)“ hat die Finanzverwaltung 

insbesondere dargelegt, unter welchen Voraussetzun-

gen nach ihrer Auffassung eine Anpassung eines Aktien-

gewinns aufgrund der Rechtssache STEKO möglich ist. 

Der BFH hat zudem mit den Urteilen vom 25. Juni 2014 

(I R 33/09) und 30. Juli 2014 (I R 74/12) im Nachgang 

zum Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

17. Dezember 2013 (1 BvL 5/08, BGBl I 2014, 255) ent-

schieden, dass Hinzurechnungen von negativen Aktien-

gewinnen aufgrund des § 40a KAGG i.d.F. des Steuer-

senkungsgesetzes vom 23. Oktober 2000 in den Jahren 

2001 und 2002 nicht zu erfolgen hatten und dass 

steuerfreie positive Aktiengewinne nicht mit negativen 

Aktiengewinnen zu saldieren waren. Soweit also nicht 

bereits durch die STEKO-Rechtsprechung eine Anpassung 

des Anleger-Aktiengewinns erfolgt ist, kann ggf. nach 

der BFH-Rechtsprechung eine entsprechende Anpassung 

erfolgen. Die Finanzverwaltung hat sich hierzu bislang 

nicht geäußert. Im Hinblick auf mögliche Maßnahmen 

aufgrund der BFH-Rechtsprechung empfehlen wir An-

legern mit Anteilen im Betriebsvermögen, einen steuer-

lichen Berater zu konsultieren.

Deutsche Kapitalertragsteuer. 

Die inländischen depotführenden Verwahrstellen haben 

grundsätzlich die Kapitalertragsteuer für den Anleger 

einzubehalten und abzuführen. Die Kapitalertragsteuer 

hat für Privatanleger grundsätzlich abgeltende Wirkung. 

Der Anleger hat allerdings ein Veranlagungswahlrecht 

und in bestimmten Fällen eine Veranlagungspflicht. 

Werden die Fondsanteile im Betriebsvermögen gehalten, 

besteht grundsätzlich eine Pflicht zur Veranlagung. 

Wird der betriebliche Anleger mit seinen Erträgen aus 

Fondsanteilen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer 

veranlagt, ist die gezahlte Kapitalertragsteuer nur eine 

Steuervorauszahlung ohne abgeltende Wirkung, die der 

Anleger auf seine persönliche Steuerschuld anrechnen 

kann. Hierfür erhält der Anleger von deutschen Verwahr-

stellen eine Steuerbescheinigung, die er im Rahmen 

seiner Veranlagung dem Finanzamt vorlegen muss.

Im Rahmen der Veranlagung ist der Steuersatz bei Privat-

anlegern für Einkünfte aus Kapitalvermögen auf 25 

Prozent begrenzt. Eine freiwillige Veranlagung ist ins-

besondere Anlegern ohne oder mit einem sehr niedrigen 

zu versteuernden Einkommen zu empfehlen.

Bei Erteilung einer Nichtveranlagungsbescheinigung 

oder der Vorlage eines gültigen Freistellungsauftrags 

verzichten deutsche Verwahrstellen insoweit auf den 

Einbehalt der Kapitalertragsteuer. Weist der Anleger 

nach, dass er Steuerausländer ist, beschränkt sich der 

Kapitalertragsteuerabzug auf Erträge aus deutschen 

Dividenden.

Deutsche Verwahrstellen haben für den Steuerpflichtigen 

einen Verlustverrechnungstopf zu führen, der automa-

tisch in das nächste Jahr übertragen wird. Hierbei sind 

Verluste aus dem Verkauf von Aktien nur mit Gewinnen 

aus dem Verkauf von Aktien verrechenbar. Gewinne 

aus der Rückgabe von Fondsanteilen sind steuerrecht-

lich keine Gewinne aus Aktien.

Kapitalertragsteuer wird nur insoweit einbehalten, als 

die positiven Einkünfte die (vorgetragenen) negativen 

Einkünfte sowie evtl. Freistellungsaufträge übersteigen. 

Der in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige An-

leger darf seinen Banken insgesamt Freistellungsauf-

träge bis zu einem Gesamtbetrag von 801,– Euro (bei 

Zusammenveranlagung: 1.602,– Euro) erteilen.
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Freistellungsauftrag, Nichtveranlagungsbescheinigung 

bzw. der Nachweis der Ausländereigenschaft müssen 

der Verwahrstelle rechtzeitig vorliegen. Rechtzeitig ist 

im Falle der Thesaurierung vor dem Geschäftsjahres-

ende des Fonds, bei ausschüttenden Fonds vor der 

Ausschüttung und bei der Rückgabe von Fondsanteilen 

vor der Transaktion.

Werden die Fondsanteile nicht in einem deutschen Depot 

verwahrt und die Ertragsscheine einer deutschen Zahl-

stelle vorgelegt, können Freistellungsauftrag sowie 

Nichtveranlagungsbescheinigung nicht berücksichtigt 

werden.

Ausländische Anleger können bei verspätetem Nachweis 

der Ausländereigenschaft die Erstattung des Steuerab-

zugs grundsätzlich entsprechend der Abgabenordnung 

(§ 37 Abs. 2 AO) beantragen. Zuständig ist das für die 

depotführende Stelle zuständige Finanzamt. Eine Er-

stattung des Steuerabzugs auf deutsche Dividenden ist 

nur im Rahmen des einschlägigen Doppelbesteuerungs-

abkommens zwischen ihrem Ansässigkeitsstaat und 

Deutschland möglich. Für die Erstattung ist das Bundes-

zentralamt für Steuern zuständig.

Soweit der Fonds gezahlte oder fiktiv anrechenbare 

ausländische Quellensteuern ausweist, werden diese 

grundsätzlich beim Steuerabzug steuermindernd be-

rücksichtigt. Ist eine steuerrechtliche Berücksichtigung 

ausgewiesener anrechenbarer Quellensteuern aus-

nahmsweise nicht möglich, werden sie in einem „Quel-

lensteuertopf” vorgetragen. 

Deutsche Fonds 

Deutsche depotführende Stellen haben sowohl bei 

Ausschüttung als auch bei Thesaurierung grundsätzlich 

Kapitalertragsteuer einzubehalten und abzuführen.

Werden die Fondsanteile bei einer deutschen Verwahr-

stelle verwahrt, hat die Verwahrstelle bei Rückgabe der 

Fondsanteile darüber hinaus Kapitalertragsteuer auf 

den Zwischengewinn einzubehalten. Bei Rückgabe von 

Fondsanteilen, die nach dem 31. Dezember 2008 ange-

schafft wurden, wird darüber hinaus Kapitalertragsteuer 

auf den Gewinn aus der Veräußerung der Fondsanteile 

einbehalten.

Ausländische Fonds 

Ausländische Gesellschaften führen keine Kapitaler-

tragsteuer an das deutsche Finanzamt ab. Bei aus-

schüttenden bzw. teilausschüttenden Fonds behält je-

doch die deutsche Verwahrstelle die Kapitalertragsteuer 

auf ausgeschüttete Erträge ein. 

Werden die Fondsanteile bei einer deutschen Verwahr-

stelle zurückgegeben, hat diese darüber hinaus Kapital-

ertragsteuer auf den Zwischengewinn einzubehalten 

und abzuführen. Bei Rückgabe von Fondsanteilen, die 

nach dem 31. Dezember 2008 angeschafft wurden, 

wird darüber hinaus Kapitalertragsteuer auf den Ge-

winn aus der Veräußerung der Fondsanteile einbehalten.

Zusätzlich hat die deutsche Verwahrstelle Kapitaler-

tragsteuer auf die Summe der dem Anleger nach dem 

31. Dezember 1993 als zugeflossen geltenden und 

noch nicht der deutschen Kapitalertragsteuer unterle-

genen Erträge einzubehalten und abzuführen. Wurden 

die Fondsanteile seit Erwerb ununterbrochen bei ein 

und derselben deutschen Verwahrstelle verwahrt, bilden 

nur die besitzzeitanteiligen akkumulierten ausschüt-

tungsgleichen Erträge die Bemessungsgrundlage für 

die Kapitalertragsteuer. Die akkumulierten ausschüt-

tungsgleichen Erträge werden von der Gesellschaft er-

mittelt und bewertungstäglich zusammen mit dem 

Rücknahmepreis veröffentlicht.
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Grundzüge des automatischen 
steuerlichen Informations-
austausches (Common Reporting 
Standard, CRS).

Am 21. Juli 2014 hat die Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) einen globalen 

Standard für den automatischen Austausch von Konto-

daten in Steuerangelegenheiten vorgelegt. Der vorgelegte 

Standard sieht einen automatisierten, internationalen 

Datenaustausch zwischen den nationalen Finanzbehör-

den vor und besteht aus einem Musterabkommen, 

dem sog. Common Reporting Standard („CRS“) Due 

Diligence Prozess sowie einer Musterkommentierung. 

Der CRS definiert meldepflichtige Finanzinstitute, 

Konten und Informationen. Ende Oktober 2014 haben 

51 Staaten das Musterabkommen unterzeichnet, um 

Informationen automatisiert auszutauschen. Zwischen-

zeitlich haben sich mehr als 90 Staaten und Gebiete 

darauf verständigt, durch gegenseitigen Informations-

austausch über Finanzkonten eine effektive Besteuerung 

sicherzustellen. CRS beginnt grundsätzlich erstmalig 

mit dem Meldezeitraum 2016, einige CRS-Teilnehmer-

staaten beginnen jedoch erst mit dem Meldejahr 2017. 

Deutschland hat sich verpflichtet, die Informationen 

über Finanzkonten aus dem Jahr 2016 erstmalig im 

September 2017 mit den OECD-Partnerstaaten auszu-

tauschen.

Seit 1. Januar 2016 müssen deutsche Finanzinstitute 

sämtliche Kontoinhaber kennzeichnen, bei denen eine 

ausländische Steuerpflicht vorliegt. Deren Depots und 

Erträge sind an die deutschen Finanzbehörden (Bundes-

zentralamt für Steuern BZSt) zu melden. Dieses leitet 

die Daten an die betreffenden Teilnehmerstaaten weiter. 

Vorgesehen sind nur Melde- jedoch keinerlei Steuerab-

zugsverpflichtungen. Die Regelungen der Abgeltung-

steuer bleiben durch den steuerlichen Informations-

austausch unberührt.

Darstellung der Rechtslage 
ab dem 1. Januar 2018.

Der Fonds ist als Zweckvermögen grundsätzlich von 

der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Er ist 

jedoch partiell körperschaftsteuerpflichtig mit seinen 

inländischen Beteiligungseinnahmen und sonstigen 

inländischen Einkünften im Sinne der beschränkten 

Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme von Gewinnen 

aus dem Verkauf von Anteilen an Kapitalgesellschaften. 

Der Steuersatz beträgt 15 Prozent. Soweit die steuer-

pflichtigen Einkünfte im Wege des Kapitalertragsteuer-

abzugs erhoben werden, umfasst der Steuersatz von 

15 Prozent bereits den Solidaritätszuschlag.

Die Investmenterträge werden jedoch beim Privatanleger 

als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkommen-

steuer unterworfen, soweit diese zusammen mit sons-

tigen Kapitalerträgen den Sparer-Pauschbetrag von 

jährlich 801,– Euro (für Alleinstehende oder getrennt 

veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602,– Euro (für zusammen 

veranlagte Ehegatten) übersteigen.

Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen grundsätz-

lich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Soli-

daritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). 

Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch 

die Erträge aus Investmentfonds (Investmenterträge), 

d.h. die Ausschüttungen des Fonds, die Vorabpauschalen 

und die Gewinne aus der Veräußerung der Anteile.

Der Steuerabzug hat für den Privatanleger grundsätzlich 

Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), sodass die 

Einkünfte aus Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der 

Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Bei der 

Vornahme des Steuerabzugs werden durch die depot-

führende Stelle grundsätzlich bereits Verlustverrech-

nungen vorgenommen und aus der Direktanlage stam-

mende ausländische Quellensteuern angerechnet.
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Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungs-

wirkung, wenn der persönliche Steuersatz geringer ist 

als der Abgeltungssatz von 25 Prozent. In diesem Fall 

können die Einkünfte aus Kapitalvermögen in der 

Einkommensteuererklärung angegeben werden. Das 

Finanzamt setzt dann den niedrigeren persönlichen 

Steuersatz an und rechnet auf die persönliche Steuer-

schuld den vorgenommenen Steuerabzug an (sog. 

Günstigerprüfung).

Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem Steuer-

abzug unterlegen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der 

Veräußerung von Fondsanteilen in einem ausländischen 

Depot erzielt wird), sind diese in der Steuererklärung 

anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterliegen 

die Einkünfte aus Kapitalvermögen dann ebenfalls dem 

Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren 

persönlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen befinden, 

werden die Erträge als Betriebseinnahmen steuerlich 

erfasst. 

Anteile im Privatvermögen 
(Steuerinländer).

Ausschüttungen

Ausschüttungen des Fonds sind grundsätzlich steuer-

pflichtig. Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vor-

aussetzungen für einen Aktienfonds, sind 30 Prozent 

der Ausschüttungen steuerfrei. Erfüllt der Fonds die 

steuerlichen Voraussetzungen für einen Mischfonds, 

dann sind 15 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei. 

Die steuerpflichtigen Ausschüttungen unterliegen 

i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Soli-

daritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). 

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, 

wenn der Anleger Steuerinländer ist und einen Frei-

stellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen 

Ertragsteile 801,– Euro bei Einzelveranlagung bzw. 

1.602,– Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten 

nicht übersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheini-

gung für Personen, die voraussichtlich nicht zur Ein-

kommensteuer veranlagt werden (sogenannte Nicht-

veranlagungsbescheinigung, nachfolgend „NV-Beschei-

nigung“).

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile in einem 

inländischen Depot, so nimmt die depotführende Stelle 

als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor 

dem festgelegten Ausschüttungstermin ein in ausrei-

chender Höhe ausgestellter Freistellungsauftrag nach 

amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die 

vom Finanzamt für die Dauer von maximal drei Jahren 

erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhält der 

Anleger die gesamte Ausschüttung ungekürzt gutge-

schrieben.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschüt-

tungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den 

Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der 

Basisertrag wird durch Multiplikation des Rücknahme-

preises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 

70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig er-

zielbaren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet wird, 

ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag be-

grenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letzten 

im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreis zuzüg-

lich der Ausschüttungen innerhalb des Kalenderjahrs 

ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich 

die Vorabpauschale um ein Zwölftel für jeden vollen 

Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die 

Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden 

Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsätzlich steuerpflichtig. 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vorausset-
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schale insoweit in seiner Einkommensteuererklärung 

angeben.

Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. Dezember 

2017 veräußert, unterliegt der Veräußerungsgewinn 

dem Abgeltungssatz von 25 Prozent. Dies gilt sowohl 

für Anteile, die vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden 

und die zum 31. Dezember 2017 als veräußert und 

zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, als 

auch für nach dem 31. Dezember 2017 erworbene 

Anteile. Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vor-

aussetzungen für einen Aktienfonds, sind 30 Prozent 

der Veräußerungsgewinne steuerfrei. Erfüllt der Fonds 

die steuerlichen Voraussetzungen für einen Misch-

fonds, dann sind 15 Prozent der Veräußerungsgewinne 

steuer frei.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor 

dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die zum 

31. Dezember 2017 als veräußert und zum 1. Januar 

2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu beachten, 

dass im Zeitpunkt der tatsächlichen Veräußerung auch 

die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017 erfolgten 

fiktiven Veräußerung zu versteuern sind, falls die An-

teile tatsächlich nach dem 31. Dezember 2008 erworben 

worden sind. 

Sofern die Anteile in einem inländischen Depot verwahrt 

werden, nimmt die depotführende Stelle den Steuerab-

zug unter Berücksichtigung etwaiger Teilfreistellungen 

vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solida-

ritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer) kann 

durch die Vorlage eines ausreichenden Freistellungs-

auftrags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden. 

Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit 

Verlust veräußert, dann ist der Verlust mit anderen po-

sitiven Einkünften aus Kapitalvermögen verrechenbar. 

Sofern die Anteile in einem inländischen Depot ver-

wahrt werden und bei derselben depotführenden Stelle 

im selben Kalenderjahr positive Einkünfte aus Kapital-

zungen für einen Aktienfonds, sind 30 Prozent der 

Vorabpauschalen steuerfrei. Erfüllt der Fonds die steuer-

lichen Voraussetzungen für einen Mischfonds, sind 

15 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei. Die steuer-

pflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem 

Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszu-

schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). 

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, 

wenn der Anleger Steuerinländer ist und einen Frei-

stellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen 

Ertragsteile 801,– Euro bei Einzelveranlagung bzw. 

1.602,– Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten 

nicht übersteigen. Entsprechendes gilt auch bei Vor-

lage einer NV-Bescheinigung.

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile in einem 

inländischen Depot, so nimmt die depotführende Stelle 

als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor 

dem Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Höhe aus-

gestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster 

oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt für 

die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorge-

legt wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgeführt. 

Andernfalls hat der Anleger der inländischen depotfüh-

renden Stelle den Betrag der abzuführenden Steuer zur 

Verfügung zu stellen. Zu diesem Zweck darf die depot-

führende Stelle den Betrag der abzuführenden Steuer 

von einem bei ihr unterhaltenen und auf den Namen 

des Anlegers lautenden Konto ohne Einwilligung des 

Anlegers einziehen. Soweit der Anleger nicht vor Zu-

fluss der Vorabpauschale widerspricht, darf die depot-

führende Stelle insoweit den Betrag der abzuführenden 

Steuer von einem auf den Namen des Anlegers lauten-

den Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger verein-

barter Kontokorrentkredit für dieses Konto nicht in An-

spruch genommen wurde. Soweit der Anleger seiner 

Verpflichtung, den Betrag der abzuführenden Steuer 

der inländischen depotführenden Stelle zur Verfügung 

zu stellen, nicht nachkommt, hat die depotführende 

Stelle dies dem für sie zuständigen Finanzamt anzu-

zeigen. Der Anleger muss in diesem Fall die Vorabpau-
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zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer der 

Anteile ist, ohne dass eine Verpflichtung zur Übertra-

gung der Anteile auf eine andere Person besteht. 

Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf die auf der 

Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer auf deutsche 

Dividenden und Erträge aus deutschen eigenkapital-

ähnlichen Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass 

deutsche Aktien und deutsche eigenkapitalähnliche 

Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem Eigentümer 

ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor 

und nach dem Fälligkeitszeitpunkt der Kapitalerträge 

gehalten wurden und in diesen 45 Tagen ununter-

brochen Mindestwertänderungsrisiken i.H.v. 70 Pro-

zent bestanden. 

Dem Antrag sind Nachweise über die Steuerbefreiung 

und ein von der depotführenden Stelle ausgestellter 

Investmentanteil-Bestandsnachweis beizufügen. Der 

Investmentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach amt-

lichem Muster erstellte Bescheinigung über den Um-

fang der durchgehend während des Kalenderjahres 

vom Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeitpunkt 

und Umfang des Erwerbs und der Veräußerung von 

Anteilen während des Kalenderjahres.

Aufgrund der hohen Komplexität der Regelung erscheint 

die Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

Ausschüttungen

Ausschüttungen des Fonds sind grundsätzlich einkom-

men- bzw. körperschaftsteuer- und gewerbesteuer-

pflichtig. Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vor-

aussetzungen für einen Aktienfonds, sind 60 Prozent 

der Ausschüttungen steuerfrei für Zwecke der Einkom-

mensteuer und 30 Prozent für Zwecke der Gewerbe-

steuer, wenn die Anteile von natürlichen Personen im 

Betriebsvermögen gehalten werden. Für steuerpflichtige 

Körperschaften sind generell 80 Prozent der Ausschüt-

tungen steuerfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer 

und 40 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 

Körperschaften, die Lebens- oder Krankenversicherungs-

vermögen erzielt wurden, nimmt die depotführende 

Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer Veräußerung der vor dem 1. Januar 2009 er-

worbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember 2017 

ist der Gewinn, der nach dem 31. Dezember 2017 ent-

steht, bei Privatanlegern grundsätzlich bis zu einem 

Betrag von 100.000 Euro steuerfrei. Dieser Freibetrag 

kann nur in Anspruch genommen werden, wenn diese 

Gewinne gegenüber dem für den Anleger zuständigen 

Finanzamt erklärt werden.

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns ist der 

Gewinn um die während der Besitzzeit angesetzten 

Vorabpauschalen zu mindern.

Anteile im Betriebsvermögen 
(Steuerinländer).

Erstattung der Körperschaftsteuer des Fonds

Ist der Anleger eine inländische Körperschaft, Personen-

vereinigung oder Vermögensmasse, die nach der 

Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen 

Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsfüh-

rung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, 

mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine 

Stiftung des öffentlichen Rechts, die ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 

dient, oder eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts, die ausschließlich und unmittelbar kirchlichen 

Zwecken dient, dann erhält er auf Antrag vom Fonds 

die auf der Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer 

anteilig für seine Besitzzeit erstattet; dies gilt nicht, 

wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschäfts-

betrieb gehalten werden. Dasselbe gilt für vergleichbare 

ausländische Anleger mit Sitz und Geschäftsleitung in 

einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausländi-

schen Staat. Die Erstattung setzt voraus, dass der 

Anleger seit mindestens drei Monaten vor dem Zufluss 

der körperschaftsteuerpflichtigen Erträge des Fonds 
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Der Basisertrag wird durch Multiplikation des Rücknah-

mepreises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs 

mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfristig 

erzielbaren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet 

wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag 

begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letz-

ten im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreis zu-

züglich der Ausschüttungen innerhalb des Kalender-

jahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert 

sich die Vorabpauschale um ein Zwölftel für jeden vol-

len Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die 

Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden 

Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsätzlich einkommen- bzw. 

körperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig. Erfüllt 

der Fonds jedoch die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Aktienfonds, sind 60 Prozent der Vorabpauschalen 

steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 

30 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 

Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 

gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 

sind generell 80 Prozent der Vorabpauschalen steuer-

frei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 Prozent 

für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die 

Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind 

und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-

rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen 

die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder 

von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung 

eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 

30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für Zwecke 

der Körperschaftsteuer und 15 Prozent für Zwecke der 

Gewerbesteuer.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Mischfonds, sind 30 Prozent der Vorabpauschalen 

steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 

15 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 

Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 

gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 

sind generell 40 Prozent der Vorabpauschalen steuer-

unternehmen sind und bei denen die Anteile den Kapital-

anlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute 

sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch zu-

zurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der kurz-

fristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erworben 

wurden, sind 30 Prozent der Ausschüttungen steuer-

frei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 Prozent 

für Zwecke der Gewerbesteuer.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Mischfonds, sind 30 Prozent der Ausschüttungen 

steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 

15 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 

Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 

gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 

sind generell 40 Prozent der Ausschüttungen steuer-

frei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 Prozent 

für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die 

Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind 

und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-

rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei de-

nen die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind 

oder von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung 

eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 

15 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für Zwecke 

der Körperschaftsteuer und 7,5 Prozent für Zwecke der 

Gewerbesteuer.

Die Ausschüttungen unterliegen i.d.R. dem Steuerab-

zug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag). 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vorausset-

zungen für einen Aktienfonds, wird beim Steuerabzug 

die Teilfreistellung von 30 Prozent berücksichtigt. Er-

füllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Mischfonds, wird beim Steuerabzug die Teilfrei-

stellung von 15 Prozent berücksichtigt.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Aus-

schüttungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs 

den Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. 
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buch zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel 

der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs 

erworben wurden, sind 30 Prozent der Veräußerungs-

gewinne steuerfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer 

und 15 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Mischfonds, sind 30 Prozent der Veräußerungs-

gewinne steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer 

und 15 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn 

die Anteile von natürlichen Personen im Betriebsver-

mögen gehalten werden. Für steuerpflichtige Körper-

schaften sind generell 40 Prozent der Veräußerungsge-

winne steuerfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer 

und 20 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 

Körperschaften, die Lebens- oder Krankenversiche-

rungsunternehmen sind und bei denen die Anteile den 

Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kreditinsti-

tute sind und bei denen die Anteile dem Handelsbuch 

zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der 

kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs er-

worben wurden, sind 15 Prozent der Veräußerungsge-

winne steuerfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 

7,5 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer.

Die Gewinne aus der Veräußerung der Anteile unter-

liegen i.d.R. keinem Steuerabzug.

Negative steuerliche Erträge

Eine direkte Zurechnung der negativen steuerlichen Er-

träge auf den Anleger ist nicht möglich. 

Abwicklungsbesteuerung

Während der Abwicklung des Fonds gelten Ausschüt-

tungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der Wert-

zuwachs eines Kalenderjahres enthalten ist. 

frei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 Prozent 

für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die 

Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind 

und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-

rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen 

die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder 

von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines 

Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 15 Prozent 

der Vorabpauschalen steuerfrei für Zwecke der Körper-

schaftsteuer und 7,5 Prozent für Zwecke der Gewerbe-

steuer.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerab-

zug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag). 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vorausset-

zungen für einen Aktienfonds, wird beim Steuerabzug 

die Teilfreistellung von 30 Prozent berücksichtigt. 

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für 

einen Mischfonds, wird beim Steuerabzug die Teilfrei-

stellung von 15 Prozent berücksichtigt.

Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der Veräußerung der Anteile unterliegen 

grundsätzlich der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer 

und der Gewerbesteuer. Bei der Ermittlung des Ver-

äußerungsgewinns ist der Gewinn um die während der 

Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen Vorausset-

zungen für einen Aktienfonds, sind 60 Prozent der 

Veräußerungsgewinne steuerfrei für Zwecke der Ein-

kommensteuer und 30 Prozent für Zwecke der Gewerbe-

steuer, wenn die Anteile von natürlichen Personen im 

Betriebsvermögen gehalten werden. Für steuerpflichtige 

Körperschaften sind generell 80 Prozent der Veräuße-

rungsgewinne steuerfrei für Zwecke der Körperschaft-

steuer und 40 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. 

Für Körperschaften, die Lebens- oder Krankenversiche-

rungsunternehmen sind und bei denen die Anteile 

den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die Kredit-

institute sind und bei denen die Anteile dem Handels-
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Ausländische Quellensteuer.

Auf die ausländischen Erträge des Fonds wird teilweise 

in den Herkunftsländern Quellensteuer einbehalten. 

Diese Quellensteuer kann bei den Anlegern nicht steuer-

mindernd berücksichtigt werden.

Folgen der Verschmelzung von 
Sondervermögen.

In den Fällen der Verschmelzung eines inländischen 

Sondervermögens auf ein anderes inländisches Sonder-

vermögen kommt es weder auf der Ebene der Anleger 

noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermögen 

zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser 

Vorgang ist steuerneutral. Das Gleiche gilt für die 

Übertragung aller Vermögensgegenstände eines inlän-

dischen Sondervermögens auf eine inländische Invest-

mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital 

oder ein Teilgesellschaftsvermögen einer inländischen 

Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital. 

Erhalten die Anleger des übertragenden Sonderver-

mögens eine im Verschmelzungsplan vorgesehene Bar-

zahlung (§ 190 Abs. 2 Nr. 2 KAGB), ist diese wie eine 

Ausschüttung zu behandeln. 

Automatischer Informations-
austausch in Steuersachen. 

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von In-

formationen zur Bekämpfung von grenzüberschreiten-

dem Steuerbetrug und grenzüberschreitender Steuer-

hinterziehung hat auf internationaler Ebene in den 

letzten Jahren stark zugenommen. Die OECD hat daher 

im Auftrag der G20 in 2014 einen globalen Standard 

für den automatischen Informationsaustausch über 

Finanzkonten in Steuersachen veröffentlicht (Common 

Reporting Standard, „CRS“). Der CRS wurde von mehr 

Steuerausländer.

Verwahrt ein Steuerausländer die Fondsanteile im Depot 

bei einer inländischen depotführenden Stelle, wird vom 

Steuerabzug auf Ausschüttungen, Vorabpauschalen 

und Gewinne aus der Veräußerung der Anteile Abstand 

genommen, sofern er seine steuerliche Ausländereigen-

schaft nachweist. Sofern die Ausländereigenschaft der 

depotführenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht recht-

zeitig nachgewiesen wird, ist der ausländische Anleger 

gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entspre-

chend der Abgabenordnung (§ 37 Abs. 2 AO) zu bean-

tragen. Zuständig ist das für die depotführende Stelle 

zuständige Finanzamt.

Solidaritätszuschlag.

Auf den auf Ausschüttungen, Vorabpauschalen und 

Gewinnen aus der Veräußerung von Anteilen abzufüh-

renden Steuerabzug ist ein Solidaritätszuschlag in Höhe 

von 5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritätszuschlag 

ist bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 

anrechenbar.

Kirchensteuer.

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inländi-

schen depotführenden Stelle (Abzugsverpflichteter) 

durch den Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf 

entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz 

der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuer-

pflichtige angehört, regelmäßig als Zuschlag zum 

Steuerabzug erhoben. Die Abzugsfähigkeit der Kirchen-

steuer als Sonderausgabe wird bereits beim Steuerab-

zug mindernd berücksichtigt. 
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Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, 

die ein Konto und/oder Depot bei einem Kreditinstitut 

unterhalten, das in einem teilnehmenden Staat ansässig 

ist. Daher werden deutsche Kreditinstitute Informationen 

über Anleger, die in anderen teilnehmenden Staaten 

ansässig sind, an das Bundeszentralamt für Steuern 

melden, das die Informationen an die jeweiligen Steuer-

behörden der Ansässigkeitsstaaten der Anleger weiter-

leitet. Entsprechend werden Kreditinstitute in anderen 

teilnehmenden Staaten Informationen über Anleger, 

die in Deutschland ansässig sind, an ihre jeweilige Hei-

matsteuerbehörde melden, die die Informationen an 

das Bundeszentralamt für Steuern weiterleitet. Zuletzt 

ist es denkbar, dass in anderen teilnehmenden Staaten 

ansässige Kreditinstitute Informationen über Anleger, 

die in wiederum anderen teilnehmenden Staaten an-

sässig sind, an ihre jeweilige Heimatsteuerbehörde 

melden, die die Informationen an die jeweiligen Steuer-

behörden der Ansässigkeitsstaaten der Anleger weiter-

leitet.

Rechtliche Hinweise.

Diese steuerlichen Hinweise sollen einen Überblick über 

die steuerlichen Folgen der Fondsanlage vermitteln. 

Sie können nicht alle steuerlichen Aspekte behandeln, 

die sich aus der individuellen Situation des Anlegers 

ergeben können. Interessierten Anlegern empfehlen 

wir, sich durch einen Angehörigen der steuerberatenden 

Berufe über die steuerlichen Folgen des Fondsinvest-

ments beraten zu lassen.

Die steuerlichen Ausführungen basieren auf der derzeit 

bekannten Rechtslage. Es kann keine Gewähr dafür 

übernommen werden, dass sich die steuerrechtliche 

Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung 

oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht ändert. Solche 

Änderungen können auch rückwirkend eingeführt 

werden und die oben beschriebenen steuerrechtlichen 

Folgen nachteilig beeinflussen.

als 90 Staaten (teilnehmende Staaten) im Wege eines 

multilateralen Abkommens vereinbart. Außerdem wurde 

er Ende 2014 mit der Richtlinie 2014/107/EU des Rates 

vom 9. Dezember 2014 in die Richtlinie 2011/16/EU 

bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Aus-

tausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

integriert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitglied-

staaten der EU sowie etliche Drittstaaten) wenden den 

CRS grundsätzlich ab 2016 mit Meldepflichten ab 2017 

an. Lediglich einzelnen Staaten (z.B. Österreich und 

der Schweiz) wird es gestattet, den CRS ein Jahr später 

anzuwenden. Deutschland hat den CRS mit dem Finanz-

konten-Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezem-

ber 2015 in deutsches Recht umgesetzt und wendet 

diesen ab 2016 an. 

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im We-

sentlichen Kreditinstitute) dazu verpflichtet, bestimmte 

Informationen über ihre Kunden einzuholen. Handelt 

es sich bei den Kunden (natürliche Personen oder 

Rechtsträger) um in anderen teilnehmenden Staaten 

ansässige meldepflichtige Personen (dazu zählen nicht 

z.B. börsennotierte Kapitalgesellschaften oder Finanz-

institute), werden deren Konten und Depots als melde-

pflichtige Konten eingestuft. Die meldenden Finanzins-

titute werden dann für jedes meldepflichtige Konto be-

stimmte Informationen an ihre Heimatsteuerbehörde 

übermitteln. Diese übermittelt die Informationen dann 

an die Heimatsteuerbehörde des Kunden.

Bei den zu übermittelnden Informationen handelt es 

sich im Wesentlichen um die persönlichen Daten des 

meldepflichtigen Kunden (Name; Anschrift; Steueriden-

tifikationsnummer; Geburtsdatum und Geburtsort (bei 

natürlichen Personen); Ansässigkeitsstaat) sowie um 

Informationen zu den Konten und Depots (z.B. Konto-

nummer; Kontosaldo oder Kontowert; Gesamtbrutto-

betrag der Erträge wie Zinsen, Dividenden oder Aus-

schüttungen von Investmentfonds; Gesamtbruttoerlöse 

aus der Veräußerung oder Rückgabe von Finanzvermö-

gen (einschließlich Fondsanteilen)). 
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Steuerliche Behandlung.

Deka Investment GmbH BW Zielfonds 2030

ISIN DE000DK0ECQ6

WKN DK0ECQ

Besteuerungsgrundlagen für den Zeitraum von / bis 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Thesaurierung per 31. Dezember 2017

Privat-
vermögen

Betriebs-
vermögen

EStG KStG

Ausschüttung 1) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Ausschüttung nach Investmentsteuergesetz 2) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a, aa In der Ausschüttung enthaltene ausschüttungsgleiche 
Erträge aus Vorjahren EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a, bb In der Ausschüttung enthaltene Substanzbeträge EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1b Ausgeschüttete Erträge 3) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Thesaurierung netto 4) EUR je Anteil 0,1708 0,1708 0,1708

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 i. V. m. Nr. 1a und b

Thesaurierung brutto 
(Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge) 5) EUR je Anteil 0,2508 0,2508 0,2508

Zinsen und sonstige Erträge EUR je Anteil 0,1480 0,1480 0,1480

Dividenden nach § 8b Abs. 1 KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil 0,1028 0,1028 -,--

Dividenden nicht nach § 8b Abs. 1 KStG (Streubesitzdividende) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,1028

Ausländische DBA befreite Einkünfte EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Veräußerungsgewinne nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Sonstige Veräußerungsgewinne EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Summe Erträge EUR je Anteil 0,2508 0,2508 0,2508

Im Betrag der ausgeschütteten bzw. ausschüttungsgleichen Erträge enthalten:

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, aa Erträge i. S. d. § 2 Abs. 2 Satz 1 InvStG i. V. m. § 3 Nr. 40 EStG 
oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG 
(Bruttoertrag Dividenden) EUR je Anteil -,-- 0,1028 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, bb Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 2 Satz 2 InvStG 
i. V. m. § 8 Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil -,-- 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, cc Erträge i. S. d. § 2 Abs. 2a InvStG (Zinsanteil i. S. d. § 4h EStG) EUR je Anteil -,-- 0,0112 0,0112

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, dd Steuerfreie Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 3 Nr. 1 
Satz 1 InvStG in der am 31.12.2008 anzuwendenden Fassung EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ee Erträge i. S. d. § 2 Abs. 3 Nr. 1 Satz 2 InvStG in der am 31.12.2008 
anzuwendenden Fassung, soweit die Erträge nicht Kapitalerträge 
i. S. d. § 20 EStG sind EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ff Steuerfreie Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 3 InvStG in der 
ab dem 01.01.2009 anzuwendenden Fassung EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, gg Ausländische DBA befreite Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 1 InvStG EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, hh in Doppelbuchstabe gg enthaltene Einkünfte, die nicht dem 
Progressionsvorbehalt unterliegen EUR je Anteil 0,0000 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ii Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 2 InvStG, für die kein Abzug nach Abs. 4 
vorgenommen wurde (ausländische Einkünfte mit anrechenbarer 
bzw. fiktiv anrechenbarer Quellensteuer) EUR je Anteil 0,0483 0,0483 0,0483

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, jj in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte, auf die § 2 Abs. 2 InvStG 
i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall 
des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist  EUR je Anteil -,-- 0,0428 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, kk in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte mit Anrechnung 
fiktiver Quellensteuer EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ll in Doppelbuchstabe kk enthaltene Einkünfte, auf die § 2 Abs. 2 InvStG 
i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall 
des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist  EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--
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Steuerliche Behandlung.

Deka Investment GmbH BW Zielfonds 2030

ISIN DE000DK0ECQ6

WKN DK0ECQ

Besteuerungsgrundlagen für den Zeitraum von / bis 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Thesaurierung per 31. Dezember 2017

Privat-
vermögen

Betriebs-
vermögen

EStG KStG

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, mm Erträge i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, nn in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 
dieses Gesetzes, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 
20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG 
anzuwenden ist EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, oo in Doppelbuchstabe kk enthaltene Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 
dieses Gesetzes, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 
20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG 
anzuwenden ist EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d den zur Anrechnung von Kapitalertragsteuer berechtigenden 
Teil der Ausschüttung bzw. ausschüttungsgleichen Erträge

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, aa im Sinne von § 7 Abs. 1 und 2 InvStG 6) EUR je Anteil 0,1933 0,1933 0,1933

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, bb im Sinne von § 7 Abs. 3 InvStG 6) EUR je Anteil 0,0575 0,0575 0,0575

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, cc in Doppelbuchstabe aa enthaltene Erträge im Sinne von 
§ 7 Abs. 1 Satz 4 6) EUR je Anteil -,-- 0,0526 0,0526

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f Betrag der ausländischen Steuer, der auf die in den ausgeschütteten 
Erträgen enthaltenen Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 2 InvStG entfällt und 

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, aa nach § 4 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 32d Abs. 5 oder § 34c 
Abs. 1 EStG oder einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung anrechenbar ist, wenn kein Abzug nach 
§ 4 Abs. 4 InvStG vorgenommen wurde 7) EUR je Anteil 0,0119 0,0561 0,0561

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, bb in Doppelbuchstabe aa enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf 
die § 2 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG 
oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0550 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, cc nach § 4 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 34c Abs. 3 EStG abziehbar, 
wenn kein Abzug nach § 4 Abs. 4 InvStG vorgenommen wurde 7) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, dd in Doppelbuchstabe cc enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf 
die § 2 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG 
oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ee nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
als gezahlt gilt und nach § 4 Abs. 2 i. V. m. diesem Abkommen 
anrechenbar ist 7) 8) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ff in Doppelbuchstabe ee enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf 
die § 2 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG 
oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, gg in Doppelbuchstabe aa enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. 
§ 21 Abs. 22 Satz 4 dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 
dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, hh in Doppelbuchstabe cc enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. 
§ 21 Abs. 22 Satz 4 dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 
dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ii in Doppelbuchstabe ee enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. 
§ 21 Abs. 22 Satz 4 dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 
dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1g Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1h Im Geschäftsjahr gezahlte Quellensteuer, vermindert um die erstattete 
Quellensteuer des Geschäftsjahres oder früherer Geschäftsjahre EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

Betrag der nichtabziehbaren Werbungskosten i. S. d. § 3 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 InvStG i. d. F. vom 26. Juni 2013 EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

davon nichtabziehbare Werbungskosten auf Zinsen und sonstige Erträge EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

davon nichtabziehbare Werbungskosten auf Dividenden nach 
§ 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
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Steuerliche Behandlung.

Deka Investment GmbH BW Zielfonds 2030

ISIN DE000DK0ECQ6

WKN DK0ECQ

Besteuerungsgrundlagen für den Zeitraum von / bis 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017

Thesaurierung per 31. Dezember 2017

Privat-
vermögen

Betriebs-
vermögen

EStG KStG

Sonstige Hinweise

In den steuerpflichtigen Erträgen enthaltene Zielfondserträge, die 
ausschließlich steuerlich zu berücksichtigen sind (Thesaurierungen 
und Zwischengewinne) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

davon ausländische DBA befreite Einkünfte EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

davon Zinsen und sonstige Erträge EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

davon Dividenden nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Erstattete Quellensteuerrückvergütungen aus Vorjahren für 
Zinsen und sonstige Erträge EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Erstattete Quellensteuerrückvergütungen aus Vorjahren für 
Dividenden nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Tatsächlich abgezogene ausländische Quellensteuer auf Zinsen 
und sonstige Erträge EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

Tatsächlich abgezogene ausländische Quellensteuer auf 
Dividenden nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

1)   Betrag, der dem Anleger tatsächlich gezahlt oder gutgeschrieben wird, einschließlich Kapitalertragsteuer nach § 7 Abs. 3 InvStG.
2)  Betrag, der dem Anleger tatsächlich gezahlt oder gutgeschrieben wird, einschließlich Kapitalertragsteuer nach § 7 Abs. 3 InvStG, jedoch vor 

Abzug der ausländischen Quellensteuer.
3)  Enthalten sind: Steuerbare Erträge vor Abzug der im Ausland einbehaltenen Quellensteuer. Ausschüttungsgleiche Erträge aus Vorjahren und 

Substanzbeträge sind nicht enthalten.
4)  Netto-Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge, die dem Anleger als steuerbar zugeordnet werden, obwohl sie nicht ausgeschüttet werden. 

Kapitalertragsteuern, Solidaritätszuschlag, Zielfondserträge, die ausschließlich steuerlich zu berücksichtigen sind und steuerlich nicht abzugsfähige 
Werbungskosten sind hier abgezogen.

5)  Brutto-Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge, die dem Anleger als steuerbar zugeordnet werden, obwohl sie nicht ausgeschüttet werden. 
Kapitalertragsteuern, Solidaritätszuschlag und ausländische Quellensteuern sind hier nicht abgezogen.

6)  Sämtliche Angaben erfolgen ohne Berücksichtigung der individuellen steuerlichen Situation des Anlegers. Bei Depotverwahrung und rechtzeitiger 
Vorlage einer NV-Bescheinigung des Finanzamtes oder eines Freistellungsauftrages erfolgt unter bestimmten Voraussetzungen entweder kein 
Einbehalt von den Steuerabzugsbeträgen oder eine ggf. teilweise Erstattung bereits einbehaltener Steuer. Für die Anrechnung im Rahmen der 
Steuererklärung sind deshalb die Angaben in der Steuerbescheinigung maßgeblich.

7)  Die Anrechnung erfolgt gemäß § 34c EStG bzw. § 26 KStG auf den Teil der deutschen Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer, der auf die ausländischen 
Einkünfte entfällt.

8)  Nicht in den Werten gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 f, aa enthalten.
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Verwaltungsgesellschaft

Deka Investment GmbH 

Mainzer Landstraße 16

60325 Frankfurt

Rechtsform

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Sitz 

Frankfurt am Main

Gründungsdatum

17. Mai 1995; die Gesellschaft übernahm das Invest-

mentgeschäft der am 17. August 1956 gegründeten 

Deka Deutsche Kapitalanlagegesellschaft mbH. 

Eigenkapitalangaben

gezeichnetes und 

eingezahltes Kapital:  EUR 10,2 Mio. 

Eigenmittel:  EUR 93,2 Mio.

(Stand: 31. Dezember 2016) 

Alleingesellschafterin 

DekaBank

Deutsche Girozentrale

Mainzer Landstraße 16

60325 Frankfurt 

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Michael Rüdiger

Vorsitzender des Vorstandes der 

DekaBank Deutsche Girozentrale, 

Frankfurt am Main;

Vorsitzender des Aufsichtsrates der 

Deka Immobilien GmbH,

Frankfurt am Main,

und der

Landesbank Berlin Investment GmbH, 

Berlin

Stellvertretende Vorsitzende

Manuela Better 

Mitglied des Vorstandes der 

DekaBank Deutsche Girozentrale, 

Frankfurt am Main;

Stellvertretende Vorsitzende des 

Aufsichtsrates der 

Landesbank Berlin Investment GmbH, 

Berlin,

und der

Deka Immobilien GmbH, 

Frankfurt am Main,

und der 

Deka Immobilien Investment GmbH, 

Frankfurt am Main,

und der

WestInvest Gesellschaft für Investmentfonds mbH, 

Düsseldorf,

und der

S Broker AG & Co. KG,

Wiesbaden;

Mitglied des

Verwaltungsrates der DekaBank

Deutsche Girozentrale Luxembourg S.A.,

Luxemburg;

Mitglied des Aufsichtsrates der

S Broker Management AG,

Wiesbaden

Mitglieder

Dr. Fritz Becker, Wehrheim

Joachim Hoof

Vorsitzender des Vorstandes der

Ostsächsischen Sparkasse Dresden,

Dresden

Jörg Münning

Vorsitzender des Vorstandes der LBS 

Westdeutsche Landesbausparkasse,

Münster

Ihre Partner in der 
Sparkassen-Finanzgruppe.
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Steffen Selbach

Mitglied des Aufsichtsrats der

bevestor GmbH,

Frankfurt am Main

(Stand: 1. Januar 2018)

Abschlussprüfer der Gesellschaft 

und der von ihr verwalteten Sondervermögen

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

The Squaire

Am Flughafen

60549 Frankfurt am Main

Verwahrstelle

DekaBank

Deutsche Girozentrale

Mainzer Landstraße 16

60325 Frankfurt

Rechtsform

Anstalt des öffentlichen Rechts

Sitz

Frankfurt am Main und Berlin

Eigenkapital

gezeichnet und eingezahltes 

Kapital: EUR 447,9 Mio.

Eigenmittel: EUR 5.366 Mio.

(Stand: 31. Dezember 2016)

Haupttätigkeit

Giro-, Einlagen- und Kreditgeschäft 

sowie Wertpapiergeschäft

Peter Scherkamp, München

(Stand 1. Januar 2018)

Geschäftsführung

Stefan Keitel (Vorsitzender)

Vorsitzender des Aufsichtsrates der

Landesbank Berlin Investment GmbH,

Berlin

Thomas Ketter

Stellvertretender Vorsitzender des 

Verwaltungsrates der 

Deka International S.A., Luxemburg,

und der

International Fund Management S.A.,

Luxemburg,

und der

Dealis Fund Operations S.A., Luxemburg

Dr. Ulrich Neugebauer

Mitglied des Aufsichtsrates der

S-PensionsManagement GmbH, Köln,

und der

Sparkassen Pensionsfonds AG, Köln,

und der

Sparkassen Pensionskasse AG, Köln

Michael Schmidt

Thomas Schneider

Vorsitzender des Aufsichtsrates der

Deka International S.A., Luxemburg, 

und der

International Fund Management S.A.,

Luxemburg

Vorstehende Angaben werden jeweils im Jahres- 

und Halbjahresbericht aktualisiert.



Vertrieb durch 

Baden-Württembergische Bank

Sitz

Stuttgart

70144 Stuttgart

Kleiner Schlossplatz 11

70173 Stuttgart

Telefon 0711 124-0
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www.bw-bank.de

kontakt@bw-bank.de
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